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l. Sitzungsperiode 19238 (1). 


Stenographischer Bericht 
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über die am Nittwoch,den &.Jamuar 1928 im Sitzungs- 
‚saale des hathauses der Stadt Saarbrücken stattge- 
fundene Sitzung des Landesrätes. 


Vorsitzender: Meine Herren! Ich eröffne die Sitzung ( ge0 Uhr 
vornittags ). 


Die Kegierungskommission ist vertreten durch 
18. BeTren: 


ee EEE RE Ann TE 


Oberregierungsrat Dr. He i m ‚als Staatskomnissar; 
Ministerialdirektor Dr. O be& , als Fachreferent; 
Oberregierungsrat Recktenwald ‚als Fachreferent. 





Kommerzienrat Dr.h. Röchling(DSV)-Völklingen ; 
r. Sender (SP)-Saarbrücken; Heinz (Z)-Brotdorf; 
ticher(KP)-Ottweiler. 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 
| Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr.: 


1) Jugendwohlfahrt ; 
2 Hose lung des Luftverkehrs im Saargebiet: 
3) Übereinko 

schiffe; 
a Abänderung des $ 92 der Gewerbeordnung; 
5) Anderung der kechtsanwaltsordnung. | 


a PL 


mmen über die Eichung der Binnen- 


‚, _. ©ie hat eine Erweiterung um zwei. Punkte erfahren. 
Die diesbezüglichen Erlässe des Herrn Präsidenten der 
RKegierungskommission lauten: 


In 








Be 
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Sen rung der Erlässe von ent 2. 
November,l.bezember 1927 und 2.Dezember 1927 wird die 

agesordnung für die gegenwärtige Sitzungsperiode des 
Landesrates wie folgt ergänzt: 


Verordnung über die Abänder der Verordnung betr. 


ie der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterblie- 
benen im vaargebiet und der Verordnung über die Einfüh- 
rung des Kriegspersonenschädengesetzes. 


Saarbrücken,den 19.Januar 19. 
Der Präsident der hegierungskommission: 


Ber 2.6, Wi tom; 


Der zweite Erlaß lautet: 


In Bruejterung, der Erlässe vom &.»eptember, 21. 
November,l.Dezember 1927 und 2£.Dezember 1927 wird die 
Tagesordnung für. die gegenwärtige Sitzungsperiode des 
Landesrates wie folgt ergänzt: 


V.O. betreifend die Aufwertung vop. Dgpe Sheken, 
Grundschulden ‚Kentenschulden,Kealläasten, Schiffs-und Bahn- 
pfandrechten.- 


Daarbrücken,den 24.Janmuar 1928. 
Der Präsident der hegierungskommission: 


Beheben. 


heine Herren! Ich schlage Ihnen vor, die Vorlage betr. 
Versorgung der Kriegsbeschädigten etc. nach bisherigen 
Brauch heute noch am Schlusse der lagesordnung zu er- 
ledigen , und die zweite Verordnung betr. Aufwertung von 
Hypotheken etc. in die Wirtschafts-und Kechts-Kommission 
zu verweisen. | 


Widerspruch erhebt sich nicht, ich stelle Ihr 
Einverständnis fest. 


Wir 
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w— ir kownen nun zu Punkt 1 der Tagesordnung 
etr,.: 


mes nAdwohlfahrt, 


Njerzu erteile ich dem Berichterstatter,Herrn 
Abgeordneten Betz das \ort ! 


Abg. Betz (SP): Meine Merren! Der Bericht lautet folgender 


maßen: 


—— ii TEE a win ER eh rn ne u 
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4.und 8. foumission zur Berätung des 
Entwurfs einer Verordnung betr. Ju- 
gendwohlfahrt. 


Die. Vorlage bezweckt die Zusäuwenfassun 
und gesetzliche HaßELYng der öffentlichen Jugend- 
fürsorge näch dem Vorbilde des seit 1l.April 194 
im Reiche een Suganmoh aan re esetzes. 

Bereits im Jahre 194 hat sich die Abtei- 
lung Volkswohlfahrt der Hegierungskommission uit 
dieser Verordnung beschäftigt. Die Verhandlungen 
verzögerten sich jedoch derart, daß der fertigge- 
stellte Entwurf erst im vergangenen Somuer den 
Landesrat vorgelegt werden konnte. Auch im Lan- 
desrat ist eine Verzögerung der Berätungen dädurch 
eingetreten, daß der Leiter der Abteilung Volks- 
wohlfahrt, der 'ert darauf legte, cie Vorlage im 
landesrat selbst zu vertreten, längere Zeit er- 
krankt war. Ä 

| iner Einladung des Leiters der Abteilung 

Volkswohlfahrt entsprechend, haben dıe an der 
Beratung der Vorlage beteiligten Komuissionen, au 
8. Dezember 1927, die im Ländeskrankenhaus'in Hou- 
burg untergebrachten Einrichtungen der Fürsorge- 
erziehung, die beiden Handwerkerbildungsänstälten, 
besichtigt. Lie Konmissionsuitglieder hätten hier- 
bei kelegenheit,,soweit dies im Rahmen einer Be- 
sichtigung wöglich ist, die Methoden der Fürsorge- 
erziehung in [heorie und Praxis kennen zu lemen. 

Die Durehführung der Jugendwohlfahrt ob- 
liegt den bei den Kreis- (Bezirks-) iohlfahrtsäu- 
tern und dem "!ohlfahrtsamt der Stadt Saarbrücken 
einzurichtenden Jugendäutern und dem als Zenträl- 
instanz der Abteilung Volkswohlfahrt der hegie- 
rungskoumission änzugliedernden Landes jugendäut, 
us ist hierbei jedoch nicht die Errichtung einer 
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neuen, kostspieligen Verwaltungsorganisation beab- 
antigt sondem lediglich die Binrichtung beson- 
derer Abteilungen bei bereits vorhandenen Stellen. 

‚„  .„ bie Beratung der Vorlage durch die 4.und 
8.Fomuission ergab nach Beendigung der 2.Lesung 
folgendes Bild: 


Die Einleitungsfornmel wird ohne "iderspruch 


angenoumen. 
| Bu 
wird ohne "iderspruch angenomuen. 
zu 22 


wird cie in der re an angenommene Fassung des 
Absatzes 1 durch folgende Fassung ersetzt: 


a Besenye der öffentlichen Jugendhilfe sind, 
soweit nicht die Zuständigkeit anderer öffentlichen 
Körperschaften oder Einrichtungen, insbesondere der 
Schule, gegeben ist, die aufgrund der aan | 
der Hegierungskommission vom 1l4.lai 195 (Autsbl.1955 
Nr. 157 geschaffenen "ohlfährtsbehörden. 

. Zar Durchführung der nachgenannten Aufgaben | 
sind bei den ohlfahrtsäutem besondere Jugend-\ohl- | 
fahrts-Abteilungen einzurichten. Soweit in Nachste- | 
hendem von ‚Jugendäntern die ide ist, sind die 
Jugend-"ohlfährts-Abteilungen der "ohlfahrtsänter 
geweint. " 


; Die Vertreter des Zentruus stimmten dieser 
SSsung zu. | 


„. „bie Vertreter der Koumunisten behielten sich 
ihre Stellungnahne vor. 


Dem Absatz 2 des $ 2 der Fegierungs-Vorläge wurde 
zugestimnt. 


Suyamag ayasıyd w.Bous4t us72n4g4005 H 7 


wurde dem Vorschlag ‚die Ziffern 4 - 7 wegfallen zu 
lassen ‚zugestiunt. 


Ver in der l.Lesung vom Zentrum eingebrachte 
Vorschlag einer Fassung zu $ wurde äuch in <.le- 
sung aufrecht erhalten. Die Fassung lautet: 


23 

" Die iohlfahrtsänter, Abteilung URHEBER, 
sind für die Durchführung folgender Aufgaben der 

Jugendwohlfahrtspflege verantwortlich: 


1) Schutz der Pflegekinder gemäß $$ 15-27: 
eh 
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2) Die mcg im Vormundschaftswesen, 
insbesondere die Tätigkeit des Geuein- 
de-Naisenraätcs gemäß 53 8 bis 48; 


3) Die NKitwirkung bei der Schutzaufsicht 
und der Fürsorgeerziehung gemäß $3 50 
bis 74." 
Zu 2.4 
zu welchen. in l.Lesung sämtliche Fraktionen sich 


ihre Stellungnahme vorbehielten,schlug das Zentrum 
folgende Fassung vor: | 


$ 4A 
"Das johlfahrtsamt,, Abteilung Jugendant, kann 
ferner Einrichtungen und Veranstaltungen anregen, för- 
dern und schaffen für 
1 


2 


) Beratung in Angelegenheiten der Jugendlichen; 
) 
) Wohlfahrt der Säuglinge; 
) 
) 
) 


Mutterschutz vor und nach der Geburt; 


We) 


Kohlfahrt der Kleinkinder; 
Kobnkahet Iezgeht SERaIRkti cHkie nr öl ftIntes: 


hohlfahrt der schulentlassenen Jugend; 
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7) Jugend-Gerichtshilfe; 


soweit nicht gesetzlich die Zuständigkeit änderer 
Körperschaften und Einrichtungen ‚insbesondere der 
Schule,gegeben ist, sind alle Aufgaben der öffent- 
lichen Saendhilfe die die Ländkreise(-Bezirke 

und Stadt Saarbrücken durchführen, bei der Abteilung 
Jugencpflege des jiohlfahrtsamtes zu zentralisieren. " 


Für diese Fassung stimme das Zentrum | 
allein,da die Kommunisten sich ihre Stellungnahme 
bis zum Plenum vorbehielten. 


29 pwoZ 


iu 38, 


— 


wird das Wort: ' einander " gestrichen. 


Die Streichung erfolgte-wie in der l.Lesung- 
einstimmig. | 


| In 








In $ 6 


. wurde der Änderung des letzten Satzes zugestimt. 
Die veränderte Fassung lautet: 


; Die Selbsständigkeit und der satzungsmäßige 

' Charakter der freiwilligen Bestrebungen zur 
Förderung der Jugendwohlfahrt ist dabei in. 
jeder Weise zu währen. " 


Zu 8 7 


wurde kein Widerspruch erhoben. 


38 


ist durch den Antrag des Zentrums zu $ £ überflüssig 
und wurde gestrichen. 


Der zu S 9 


vom Zentrum gestellte Antrag wurde aufrechterhalten. 
Der antrag lautet,dem $ 9 folgenden Absatz anzu- 
gliedern: 


n 


Die Wohlfahrtsämter sollen eigene Ein- 
richtungen auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrts- 
pflege nicht neu schaffen, soweit geeignete Fin- 


Tichtungen der freien JugendwoRlfahrtspflege 
ausreichend vorhanden sind." * 


Der $ 9 wird durch Streichung des $ 8 nunnehr %8. 


Ein weiterer Antrag des Zentruns,einen neuen 
Paragraphen einzuschieben, der $ 9 wird, lautet: 


"Bei jedem Wohlfahrtsamt ist ein Jugend- 
wohlfahrts-Ausschuß zu wählen, dem die erant- 
wortung für die Durchführung der öffentlichen 
Jugendhilfe obliegt. Die Zusammensetzung des 

usschusses wird durch die Ausführungsbestin- 
mungen A 
Seine Amtsdauer wird geregelt durch $ 3 


des Mohlfahrtsgesetzes vom 14.Mai 195 (Ants- 
blatt 1985 ,Nr. 13). 





Das Zentrun stimmte dieser Fassung zu. 


Hierzu 
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Hierzu schlug Herr Ninisterial-Direktor Dr. Ob & 
folgende Fassung vor: 


'Der aufgrund des $ 11 der Verordnung der 
hegierungskommission vom 14.Mai 195 geschaffe- 
ne Wohlfährtsbeirat erhält,wenn es sich um die 
Angelegenheiten der Jugend-"ohlfahrt handelt, 
eine besondere Zusammensetzung, die durch Aus- 
führungsbestinnungen geregelt wird. " 


u dieser Fassung behielten sich die Fraktionen ihre 
& ahme vor. 


Femer beantragte das Zentrum,einen neuen 
beragrarhen zu schaffen, der dem Text des $ 5 des 


Preußischen Ausführungsgesetzes entspricht. 
Zu_$ 10 

wurde kein Widerspruch erhoben. 
in S 11 


wurde der l.und 2. Absatz gestrichen. 


Absatz 3,der durch die Streichung der beiden ersten 
Absätze nunmehr Absatz 1 wird, soll auf Antrag des 
Zentrums folgende Fassung erhalten: 
Ne Die Aufgaben des Landesjugendamtes _ 
werden dem Hauptwohlfahrtsamt bei der Regie- 
rungskommission, Abteilung Volkswohlfahrt, 
übertragen. / 
| Bei dem Hauptwohlfahrtsant ist ein 
besonderer Ausschuß zu bilden, der für die 
Durchführung der Aufgaben verantwortlich ist. 
Auf die Zusammensetzung dieses Aus- 
Schusses finden die Bestimmungen des $ 9 
entsprechend Anwendung. " 


Dem $ 12 


stimmte das Zentrum zu. 


Die $% 13,14 ,15,16,17,18 und 19 
wurden ohne Widerspruch angenommen. 
In 3 & 
wurde in Absatz 1 "in Pflege" gestrichen. 
Dagegen wurden keine Bedenken geäußert. 
In 
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In$ 2 


wurde die gleiche Änderung vorgenomnen. 


I_22 


| bleibt entgegen dem Beschluß der l.Lesung in seiner 


ursprünglichen Fassung bestehen ,da die Anderu 
überall da, wo "ohlfahrtsamt " stehe Abte.J = 
amt " hinzuzusetzen, durch die Änderung des 5 2 
geregelt ist. 


| Die $9 3 und 4 
wurden ohne Widerspruch angenommen. 
In 3:5 
Satz 2 wird das Wörtchen "soll" in "darf" e- 
ändert,sodaß der Satz lauter, . 


Die Befreiung darf nur. 4:22... usw. " 


Diese Anderung wurde einstimmig angenommen. 





Die $$ 26 und 27 


wurden ohne Widerspruch angenommen. 


In $ 8 
wurden die Norte: " Mit lieder und " gestrichen. 
wurde in Absatz 1 hinter '$ 1801" eingeschaltet: 
1212885 ", wodurch der Absatz 3 des $ 9 in Wegfall 


Diese Änderung wurde einstimmig angenommen. 





Zu Absatz 4 schlug das Zentrum folgende Fassung vor: 


“ Der Amtsvormund hat sich nach dem religi- 
ösen Bekenntnisse oder der eltanschauung des 


dels oder seiner Familie bei der Unterbringung 


zu Yichten. ' 
Für diese Fassung stimte das Zentrum allein. 


Die Vertreter der Kommunisten stimmten zu 


unter der Bedingung,daß das Wort 'hat " durch "muß ' 
ersetzt wird. | 


330 
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3.30 


wurde ohne Widerspruch angenommen. 


In $ 31 


wurde der Anfang des 2.Satzes: " Dieser Anzeige " 
geändert in " Diesen Anzeigen ". 


Die Änderung erfolgte einstimmig. 


Die 32 und 33 
wurden ohne Änderung angenommen. 
In % 35 


ist ein Druckfehler richtig zu stellen das Wort: 
ntsvorstand "in "Amtsvormund " umzuändern. 


Die $3 36,37,38,39 und 40 


wurden ohne Widerspruch angenommen. 


Zu $ 4l 


beantragte das Zentrun,den 2.Satz zu streichen, 
der beginnt mit: = 


Mie näheren Bestimmungen. ....-.....+ usw. 
In_$ 42 
werden "bei Vorliegen der Voraussetzungen des % 37 
Absatz I gestrichen und ersetzt durc weit eın 


geeigneter Vormund nicht vorhanden 15st. 
Die Fassung läutet demnach: 


Die vorstehenden Bestimmungen gelten, sö- 
weit ein geeigneter Vormund nicht vorhanden ist 
entsprechend Für die ST ‚USW. 

Diese Änderung erfolgte einstimmig. 

Die $$ 43,44 ,45,46,47,48,49,50 und 51 


wurden ohne Widerspruch angenommen. 
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Zum Abschnitt VT betr. die Schutzaufsicht und die 
| aureoreeerzlehung beantregte das Zentrun,den 


Artike er bayerischen Bestimmungen einzu- 


arbeiten. Der Artikel & der Bayerischen Bestin- 


mungen lautet: 
Artikel 23. 


 .."(I) Zum Antrag auf Anordnung der Fürsorge- 
erziehung sind neben dem Jugendamt {? 65, Abs. 
) ie Schulbe- 


des Keichsjugendwohlfahrtsgesetzes). 
hörde, die geistliche Behörde und die Jugend- 
fürsorgevereine rn | 

X Die Staats-und Gemeindebehörden sind 
verpflichtet, die zu ihrer Kenntnis gelangenden 


Tatsachen, welche die Zulässigkeit der Fürsorge- 


erziehung begründen, dem Vormundschaftsgerich 
oder dem zuständigen Jugendamte mitzuteilen. 


In 3.52 


Absatz 1, letzter Satz, wird hinter : "insoweit" ein- 


gesetzt: "als ",sodaß es heißt: " insoweit als der ... 
usw. 


De ee 


Diese Änderung erfolgte einstimmig. 
Die_$$ 53, 54, 55_und 56 


wurden ohne Widerspruch angenommen. 


Zu_% 57 


wurde vom Zentrum beantragt, in Ziffer 2,Absatz 2 
den letzten Satz zu streienen. Der Satz beginnt mit 
Vor der Beschlußfassung......usw. 


Die 3$ 58,59,60,61,62,63,64,65,66,67 und 68 
wurden ohne Widerspruch angenommen. 


In_$ 69 
erhielt der 2.Satz folgende Fassung: 


'Die nach $ 59,Abs.2 zu hörenden Personen 
haben im Falle ihrer Vernehmung vor Gericht 
Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen nach den für 

eugen geltenden Vorschriften. " 


nn nn 


Die 8$ 70,71,72,73,74 und 75 wurden ohne 
Widerspruch angenomnen. 


Zu 
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n 3 76 


wird das Datum der Inkraftsetzung auf den 1.April 
festgesetzt. 


Die ua Mempkretische „Azektion, Prren Ver- 
treter an der Teilnahme der 2 jegung verhindert 
waren, hat sich ihre endgültige Stellungnahme bis 
zur Vollversammlung vorbehalten. 


Saarbrücken,den 5.Januar 198, 
Der Berichterstatter: 
Bo. Betz, 
Mitglied des Landesrates. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Wilhelm ! 


Abg. Wilhelm (Z): Meine Herren! Der Entwurf,den wir heu- 
te zu beraten haben,lehnt sich unter Hervorhebung 
besonderer Geßebenheiten,wie sie im Saargebiet 
sind, in der Hauptsache än_das Heichsgesetz für 
nnrohl zäh! an,das am l.April 194 in Kraft 
ge reten ist. Es ist ein Gesetz,dem man BRESBRR 

aß es in der kurzen Zeit seines Bestehens trotz 
einiger Mängel und Fehler viel Gutes und Segens- 
reiches für die deutsche Jugend geschaffen hat. 
Darum haben alle religiös=,erzieherisch=, und 
carıtativ interessierten Kreise bei uns diese 
Vorlage begrüßt als ein willkomwenes Mittel zur 
Rettung und Bewahrung unserer Jugend. Dem Landes- 
rat insbesondere ist diese Verordnung eine Ergän- 
zung seines politischen und sozialen Handelns im 
Dienste unserer deutschen Saarheimat. Nuß doch 
die Jugendfrage heute schließlich als die Schick- 
salsfrage unseres deutschen Volkes und auch unse- 
res Saarvolkes bezeichnet werden. &s ist Ihnen 
allen wohl bekannt, daß manche jugendpflegerischen 
Kräfte heute vom bösen Geist des " Pessimismus " 
befallen sind. 'Jugend von heute " sagt man resig- 
niert und doch wenn es möglich ist und doch wenn 
es möglich ist, in umfassendem Sinne und aufgrund 
einer einheitlichen Organisation die Bedingungen 
und Voraussetzungen zu schaffen zu einer tatkräf- 
tigen,wirksamen Jugendhilfe,die nicht bloß behörd- 
lich sein darf,sondemn die Auch ge Free werden 
muß von den lebendigen Enerzien des Volkes,dann 
Önnen wir frohgemut in die Zukunft schauen. Ub- 
rigens ist es nicht so,als ob die öffentlichen 
Faktoren, Staat , Kommunen, Religionsgemeinschaften 
und private ern Inge pen bisher untätig gewesen 
wären auf dem Gebiete der Jugendpflege und Jugend- 
ürsorge. Allenthalben wird vielmehr ein hart- 
näckiger Kampf gegen leibliche und geistige Jugend- 
not geführt. Was wir z.B. am 8.Dezember v.Js.,als 
wir einer Einladung des Hauptwrhlfahrtsamtes zur 
Besichtigung der Fürsorgeerziehungsanstalt im 
Landeskränkenhaus Homburg folgten, gehört und ge- 
sehen haben,ist anerkennenswert ‚wenn auch das _ 
Ideal durch den Mangel entsprechender Mittel gewiß 
nicht erreicht ist. Jedenfalls bringt uns diese 
Verordnung eine Rechtseinheit und einen Hechtszu- 
stand,der eine Weiterführung und Vervollkommnung 
des bisherigen darstellt, ,indem er alle Zweige der 
Besulfe erfaßt,aufbaut,ausbaut und organisiert 
und in ein lebensvolles Verhältnis zueinander setzt. 
Ich will versuchen,diesen Entwurf vom 
ha unkte meiner Partei aus grundsätzlich zu be- 
rächten. 
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Der Grundstein,der das ganze Gebäude des Ge- 

setzes trägt ,das einheitliche rg, auf das sich 
‚alles zurückführt,der leitsatz,deu alle einzelnen 

Vorschriften und bestimnungen unter=und eingeordnet 
werden,ist der im 3 1 ausgesprochene Anspruch des 

Kindes auf Erziehung gegenüber der Volksgesautheit, 
die im Staate und in der Geweinde verkörpert ist. 

Der $ 1,Absatz 1 sagt klar und deutlich: 


‚... „Jedes Kind hat ein kecht auf Erziehung zur 
Een 906 liachen und gesellschaftlichen Tüchtig- 
e3t,." 


Schon von Natur aus ist es der Eltern ureige- 

nes hecht,ihre Kinder zu erziehen und zugleich ihre 

icht. In seinem hundschreiben über die Arbeiter- 
frage vom 15.5.1891 führt Leo XIII. diesen Gedanken 
weiter aus: " Die Familie, diese häusliche Gesell- 
schaft ist eine wahre Gesellschaft mit allen Rechten 
derselben so klein sie sich auch darstellen mag. Sie 
ist älter als jedes andere Gemeinwesen und besitzt 
deshalb unabhängig vom Staate ihre inneren Befugnis- 
se und Pflichten. " Diese Befugnisse beziehen sich 
vielmehr auf die Erziehung der Kinder. Meine Herren! 
Für uns wechselt die Bedeutung der Familie nicht 
nach dem Auf und Ab politischer und ökonomischer 
Verhältnisse, vielmehr halten wir sie unverrückbar 
im Naturrecht begründet. Dieser unserer Auffassung 
komut Absatz 2 des $ 1 entgegen,welcher lautet: 


Das hecht und die Pflicht der Eltern zur 
Erziehung werden durch diese Verordnung nicht 
berührt. Gegen den Willen des Erziehungsberech- 
tigten ist ein Eingreifen nur zulässig, wenn 
gesetzliche Bestiunungen dies erlauben. " 


 _ „Diese Auffassung entspricht auch dem in 
Artikel 10 der Reichsverfassung niedergelegten 
Grundsatze, daß die 'Erziehung des Nachwuchses oberste 
Pflicht und natürliches Recht der Eltern ist,und daß 
die staatliche Gemeinschaft nur über ihre Betätigung 
zu wachen hat." 

Nenn wir nunmehr die nen ıukfolge run ‚ziehen, 
so ist der Gedanke zu betonen,daß der öffentlich- 
rechtliche Erziehungsanspruch des Kindes an den 
Staat erst in zweiter Linie steht. Erst wenn die 
Eltern oder der Stellvertreter versagen,darf und 
soll der Staat eingreifen. Darum heißt es im Absatz 3: 


" Insoweit der Anspruch des Kindes auf Erzie- 
hung von der Familie nicht erfüllt wird, tritt 
unbeschadet _der Nitarbeit freiwilliger Tätig- 

keit öffentliche Jugendhilfe ein. " 


Die 
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Die behördliche Jugendfürsorge wird vom Gesetzgeber 
‚nicht als vollgültiger Ersatz des natürlichen und 
privat-rechtlichen Erziehungsanspruches gedacht, 
sondern als Hilfeleistung für die Fanmilie,und nimmt 
somit nur eine subsidiäre Stellung ein. Es steht 
nichts im Wege,den Absatz 3 auch so zu interpretie- 
ren,daß die öffentliche Jugendhilfe auch sogär gegen- 
über der privaten und freiwilligen Fürsorgetätigkeit 
nur eine subsidiäre Stellung nach der Absicht des, 
Gesetzgebers haben soll. Es gibt freilich auch Kreise, 
die die Stellung der öffentlichn Fürsorge über- __ 
spannen und mit einer Verstaatlichung und Kommunali- 
sierung des Erziehungswesens sympathisieren,und ei- 
ner organisierten Einmischung der Staatsbehörden 
und Semeindeverbände in die privatrechtlichen Be- 
zıiehungen der Familienglieder das \ort reden,was 
alles dann als eine Kulturerrungenschaft ersten 
hanges,wie sie der neuen Zeit eigen sei,gepriesen 
und verhimmelt wird. Diese Lobeshymnen können wir 
nicht mitsingen. Wohl finden wir eine erhöhte Staats- 
Bee Bogreiflich und halten sie angesichts der 
tatsächlichen NMißstände, angesichts der sozialen 
re der ungeheueren Jugendnot,die zu 
einer Nassenerscheinung ausgewächsen ist und die 
nach Abhilfe geradezu schreit, auch für notwendig. 
Darum lehnen wir sie nicht ab,sondern leihen ihr 
unsere liitwirkung,können aber beim besten Willen 
kein Ruhmesblatt für unsere Zeit darin erblicken, 
sondern vielmehr die Zerfallserscheinungen einer 
Gesellschaft darin sehen,die sich von den natür- 
lichen und christlichen Auffassungen der Fanilie | 
und der Gesellschaft weit entfernt hat und cbendrein 
dem Christentum den Vorwurf macht, es wäre schuld 
am Niederbruch der Kultur. | 
H Den Anschauungen der Zentrumspartei 
trägt das Br one ugenaeBaLfehrte esetz wie auch der 
vorliegende Entwurf Rechnung in der Stellung der 
öffentlichen Hilfe zur freien Wohlfahrtspflege. _ 
Sohgn in dem programmatinohen Satze des $ 1 ist die- 
se Stellung erwähnt und hierneben, ja nach unserer 
uffassung, noch vor der öffentlichen gesellschaft- 
lichen ihr Platz angewiesen. Das Gesetz will kein 
Staatsfürsorgemonopol. Es will ehrliche Zusammen- 
arbeit von \iohlfahrtsbehörde:.: und caritativen Ver- 
einigungen. Es will die wohlfahrtsfürsorgerischen 
ereseipangen und die freie Liebestätigkeit nicht 
ausschalten oder etwa in sich aufsaugen. Vielmehr 
wird den Jugendämtern in dieser Beziehung im 9 6, 
eine dreifache Pflicht klar und deutlich vorgezeich- 
net: Erstens,das Jugendamt soll die private Liebes- 
tätigkeit anregen, zweitens , unterstützen,materiell 
und moralisch; drittens, zur Mitarbeit heranziehen, 
alles unter Wahrung ihrer Freiheit und Selbständig- 
keit. Demgemäß beantragt das Zentrum,dem letzten 
Satz im $ 6 folgende Fassung zu geben: 


Die 
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Die Selbständigkeit und der satzungsmäßige 
Charakter der eroiwilligen Bestrebungen zur 
Föroerung der Jugendwohlfahrt ist dabei in je- 
der leise zu wahren. " 


Das Wort " berücksichtigen ” scheint uns etwas zu 
Schwach und nicht prägnant genug. Die (Caritastätig- 
keit ist eine freiwillige und verträgt eine Ein - 
gliederung in eine gesetzliche Zwangsorganisation 
überhaupt nicht. Den Tendenzen gegenüber,die dem 
Staats älles in die Hände spielen möchten, darf _ 
wohl darauf hingewiesen werden, daß der Staat bei 
dem sozialen Elend, bei der großen Finänznot heute 
RE t allein gar nicht in der Lage ist,des 

els Herr zu werden,sodaß er sich die Hilfe der 
freiwilligen Kräfte und deren morälische und mate- 
rielle Opfer wohl Bean Zen läßt. Und der Staat ist 
sowohl mit Rücksicht auf das _demokrätische Prinzip 
als Volksstaat als auch mit Rücksicht äuf ihre er-. 
folgreiche ‚sachliche un Bee ne Arbeit einsichtig 
genug, die freiwillige Mitarbeit geradezu von Ge- 
setzeswegen zu fordern. Einsichtige Behörden wissen 


das,daß auch hier der Geist es ist,der Leben schafft, 


während der Buchstabe und der Gesetzestext oft 
töten. Im deutschen Reichs-Jugendwohlfahrts-Gesetz 
haben Vertreter der freien Vereinigungen nicht bloß 
als einflußicser Beirat,sondern sogar als stimn- 
berechtigte Mitglieder Anspruch auf 5 der nicht- 
beamteten Mitglieder im Jugendamte. Hoffentlich 
steht die Zusammensetzung des Jugendwohlfahrts-. 
ausschusses,die nach einem Zentrumsantrag durch die 
Ausführungsbestinmungen geregelt werden sollte,der 
im deutschen Gesetz geforderten nicht nach. Ein 
weiterer Zentrumsantrag schlägt zu 3 9 folgenden 
Zusatz vor: 


" Die Wohlfanrtsämter s»llen eigene Einrich- 
tungen auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrts- 
Bi 6° nicht neu schaffen, soweit Ee3 nete 

inrichtungen der freien Jugandwohlfahrts- 
pflege ausreichend vorhanden sind. " 


Es ist Tatsache, üäß solche Einrichtungen der (Cari- 
tas und der freien Ffürsorgetätigkeit ausreichend 
vorhanden sind. Ja, sogar ist es Tatsache,daß man- 
che unserer Kindersrholungsheime, die in den letz- 
ten Jahren reichlich erstanden sind, heute ganz 
oder zum Teil leerstehen. \srum also von Selten 
der Kommune und von Seiten des Staates Neues schaf- 
ten mit großen Kosten,während die freie Liebestä- 
tigkeit Ihre Anstalten anbietet,und so den Staat 
und die Gemeinden nöch entlastet. 

Sehr erfreulich jst es für uns weiterhin, 
daß die Konfessinn gezenüber Vernachlässigungen 
oder ME der Ffen von Behörden einen festen Schutz 
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erhält. In diesem Sinne sei nur hingewiesen auf 
die konfessionelle Gleichheit von Autsvormund und 
Pflegling, wie sie im aUU a SERBBEDFOOBRE ist. 
Im $ & schlug das Zentrum eine Änderung vor,die 
einen treffenderen Ausdruck vorsieht: 


. "Der Amtsvormund hat sich nach dem reli- 

iösen Bekenntnis oder der Weltanschauung 

es lLündels oder seiner Fauilie bei der 

Unterbringung zu richten”. 
Erwähnt sei auch 3 3l,nach welchem die Mitteilung 
über das religiöse Bekenntnis von Seiten des Stan- 
desamtes zugleich mit der Geburtsurkunde an das 
Jugendamt geschehen muß. Auch die Fürsorgeerzie- 
hungsmaßnahmen berücksichtigen die Konfessions- 
Beendet zwischen Familie und Pflegekind ‚zwischen 
stalt und Kind. Auch bei der Schutzaufsicht ist 

vorgesehen, daß bei der Übertragung derselben an 
einen Verein, an einen Jugendfürsorgeverein oder 
Verein zur Jugendhilfe, Helfer oder Helferinnen auf 
das religiöse Bekenntnis oder die Weltanschauung 
des Mündels tunlichst Rücksicht zu nehmen haben. 

So ist die praktische Ban jchkeit des Wirkens der 
Konfessionen gesichert. Sehr gewünscht hätten wir 
auch, daß eine amtliche offizielle öffentliche 
Anerkennung der Keligionsgesellschaften in dem Ge- 
setze ausgesprochen worden wäre. Aber wir sind _ 
auch zufrieden, wenn wir die Möglichkeit haben, in- 
nerhalb des gesetzlichen Rahmens unsere religiösen 
und konfessionellen Belange zu sichern. soweit 
die Grundtendenzen des Gesetzes,welches vor allem 
die Voraussetzungen schaffen will, auf denen sich 
eine en Eeistie,Zeihlich und mralisch gesunde 
Jugend entwickeln kann. Aber, es ist damit nicht 
genug: Es müssen auch andere Ursachen ins Auge 
gefaßt werden, die eine ergiebige Quelle der Ju- 
Sendverwahrlosung sind. Ich erwähne zuerst die Woh- 
nungsnot.  _ 

| Meine Herren! Solange diese schreckliche 
Wohnungsnot ist, werden wir die Fürsorge niemals 
abbauen können,wird die Fürsorge immer mehr Kräfte 
in Anspruch nehmen und immer mehr Geldmittel ver- 
schlingen. Denn zwischen a und öffent- 

icher Fürsorge besteht tatsächlich ein kausäler 
Konnex. Also müssen wir an alle, die es ängeht, im- 
mer wieder von neuem die ZOPSCrWE erheben, daß. 
sie der brennenden !Iohnungsnot abhelfen, dıe ein 


Herd der Unsittlichkeit geworden ist und eine immer- 


während fließende Quelle der Jugendverwährlosung. 
An zweiter Stelle ist aber auch nötig, daß eine 
Gehalts-und Lohnpolitik getrieben wird, die es 
einem Familienvater möglich mäacht,seine Familie 

zu ernähren; eine Gehalts-und eh in: 
möglichst viele Volksgenossen aus der öffentlichen 
Hilfe herausniumt ‚weil sie dieselbe nicht gebrau- 


chen. 
| Leo XIII 
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Leo XIII. und Bischof Kettler haben es gesagt,daß 
der Lohn des Fauilienraters so sein mıß,daß er sei- 
ne Fanilie ernähren kann,daß er seine Kinder vor 
Hunger und Elend und vor Verwahrlosung schützen kann. 

nd darum ergeht an alle diejenigen,welche hier 
Verantwortung tragen, die Valnung und der Apell,daß 
sie durch eine wirklich gerechte lohn-und Gehalts- 
politik die Quellen der Jugendverwahrlosung ver- 
stopfen. Dann muß hier noch auf einen Übelstand, 
welcher die heutige Jugend verwahrlost, aufmerksam. 
er werden. Das ist die schlechte Literatur,die 
ensaätionspresse,der Schund und der Schautz. fir 
haben in Deutschland schon bereits ein Gesetz zum 
Schutze der Jugend gegen die Schundpresse und gegen 
den Schmutz. Und ich möchte von dieser Stelle aus, 
die naßigrung bitten, daß sie auch im Saargebiet 
uns ein \esetz vorlegt oder das deutsche Gesetz 
herübernimmt zum Schutze der Jugend vor diesen 
Schmutz-und Schundschriften. 


( Iachen des Abg. Keinhärd !) 


Es liegt das auch im Sinne der heutigen Verordnung, 
die wir hier zu beraten haben. Wenn wir das eine 

esetz heute annehmen, dann müssen wir äuch konse- 
quent das Gesetz annehmen, welches unmittelbar sich 
an das heutige änschließen muB. 
ee Ich komme zum Schluß. Die Zentrumspartei 
stimmt der Vorlage zu,unter Aufrechterhaältung der 

von uns eingebrachten Abänderungsänträge. Wir bitten 
die Regierungskommission,dieselben in wohlwollende 
Erwägung zu ziehen und ihnen Gesetzeskräft zu ver- 
leihen, zum Wohle unserer lieben Jugend. 


(Bravo-Rufe im Zentrum !) 
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Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Schneider! 


‚Abg. Schneider (S”): Meine Herren! Der Herr Abgeordnete 
sılheln hat wit einer beächtenswerten Offenheit 
hier erklärt,daß lie Vorlage des Jugendwohl- 
fahrtsgesetzes cen "ünschen_des Zentruus in äaus- 
giebigster "eise entgegenkomut. \ilr freuen uns 
über diese Offenheit,denn sie schafft eine kläre 
Bahn in BaF Dre Kane cer einzelnen Parteien 
zu cer Vorläge Ces Jugencwohlfährtsgesetzes. 

| Yır als Vertreter der Soziäaldeuokräti- 
schen "artei fordern eine prinzipielle Unter- 
scheicung zwischen öffentlicher Jugendwohlfährts- 
pflege und privater "oöhllahrtspflege,und haben ° 
uns daher unsere endgültige Stellungnähue vor- 
behalten. "ir haben unsere Auffassung zu der 
Vorlage in der Kommission hinreichend gekenn- 
eichnet,sodaßb wir deshalb heute keine Veran- 
[assung haben,nochwals darauf zurückzukomuen. 
Es wundert uns nur das eine,daß die RKegierungzs- 
koumission die Vorlage,die den "ünschen des 
Zentruus entgegenkomut,nicht in einen Wortlaut 
kineingießt,cer sie auch für cie übrigen Par- 
teien ännehubar wächen würde. Das, was wir an 
der Vorlage begrüßen können,ist dıe Hoffnung, 
daß die Vorlage enclich einnäl eine kinigkeit 
und eine einheitliche “ichtschnur für die Ju- 
gendwohlfahrtspflege im Saargebiet schafft. 
Nas wir aber nicht begrüßen Können ist die. lat- 
säche,daß die Vorlage zwar in ihreu ersten 
Paragraphen Cie öffentliche Jugendwohlfahrt 
in.den Vordergrund stellt,caß sie aber auf der 
anderen Seite der !'illkür der privaten Jugend- 
.wohlfahrt Tür und Tor öffnet,sodaß die öflent- 
liche nach wie vor nur auf dem Papier steht 
und der öffentliche !Ffleger außerstäande 1st, 
cie Jugendwohlfährtsinteressen in seinem Sinne 
zu vertreten. | 
“ir müssen es äblehnen, die Jugencwohl- 
fahrt zuu Gegenständ von Soncergruppen zu 
mächen. "ir lehnen daher säutliche Soncerän- 
träge des Zentruus, cie in der Kowwlssiıon £e- 
stellt wurden,ab. 
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ir lehnen vor älleu den An- 
trag ab,daß aus Anlaß dieses Gesetzes über 
die Jugendwohlfahrt ein neues Gesetz ‚nämlich 
das Schmutz-und Schundgesetz ‚,heräuswächsen 
müsse. "ir werden äls äuserordentliche Gegner 
auf dem Flan erscheinen,wenn die Debatte über 
dieses Gesetz beginnt; denn es ist die größte 
geistige Keaktion, die wän sich denken mäag,und 
wır häben hier im Saargebiet genug än gelstl- 
ger heaktion. ir sind aber der \leinung,daß 
es wenig Zweck hat, hier im Flenun In eıne 
Polemik witeinänder einzutreten;daher werden 
wir unsere Vorschläge und Forderungen der he- 
gierung direkt unterbreiten und werden uit 
unseren 
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unseren Anträgen unmittelbar vor _die zuständige 
Stelle treten. Ich habe aus der Reihe dieser 
Anträge, die wir noch zu stellen haben,heute 
besonders einen herauszunehnen,das ist der An- 
trag,der darauf hinausläuft,das Schulgeld im 
Saargebiet wieder herabzusetzen.Lenn,wenn auf 
der einen Deite die Jugend geschützt und ge- 
2 496% werden soll,so darf äuf der anderen »ei- 

e dıe hegierungskommission nicht durch die 
Neraufsetzung des unge .des dazu übergehen, 
die ganze geistige Wohlfahrt der Jugend zu | 
einen Vorrecht des Geldbeutels zu machen. fir 
können das nicht mitmachen und werden der Fe- 
BER Fungeko mission nicht nur den Antrag unter- 

reiten, d&äs Schulgeld herabzusetzen, sondern 
wir kommen auch mit Vorschlägen und Begründungen 
der Wöglichkeiten. 

Ich wiederhole es noch einwal,der 
Herr Abgeordnete ;lilhelm hat gesagt,daß die 
Vorlage dem Zentrum sehr entgegengekomuen ist. 
Aber stellen wir nicht auch ein "Teilchen" der 
re Ser .das ein Recht hat, in Vorlagen 
berücksichtigt zu werden? ir dürfen erwarten, 
daß auch unsere Interessen berücksichtigt wer- 
den, und daß wan eine Vorlage so gestaltet, 
daß die Voraussetzungen der Annahue dieser 
Vorlage äuch für uns gegeben sind. 

; Wir begrüßen also die Tatsache,daß 
oie Vorlage eine Einheitlichkeit auf dem Gebie- 
te der Jugendwohlfäahrtspflege schafft, und wün- 
schen, daß sis die Sonderbestrebungen der pri- 
vaten '\ohlfährtspflege zugunsten der öffent- 
lichen zurückdrängt und dämit auch uns die \ög- 
lichkeit gibt, auf der Grundlage der allgeaei- 
nen Volkswohlfahrt auch Jugendwohlfahrtsärbeit 
zu leisten. 
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Vorsitzender:. Das.ilort hat Herr Abgeordneter Eifler ! 


Abg. Eifler (KP): Meine Herren! Nachdem der Kedner der 


Zentrunsfraktion iiu Schweiße seines Angesichtes- 
versucht hat, den &...ärz kechnung zu tragen,er- 
laube ich air, zu der zur Beratung stehenden Ge- 
setzesvorlage über Jugendwohlfährt und Jugender- 
Sölenl erundsätzlich folgende Ausführungen zu 
mächen: 

| „eine llerren! !!enn die Rkegierungskowuission 
betreffend der Jugendwohlfahrt und Jugenderziehung 
. dem Landesrat eine Gesetzesvorlage unterbreitet, 
so will sie als Hegierung für verschärfte KHa- 
tionalisierung und Ausbeutung der \\erktätigen im 
Saargebiet zeigen, daß sie an der \rziehung und 
Wohlfahrt unserer Jugend ein großes Interesse hät. 
Diese 1 en - der arbeitenden Bevölkerung durch 
33e ur oumission unterstützen natürlich 
alle übrigen Farteien, besonders das Zentrun,die 
mehr oder weniger in enger Freundschaft wit der 
Kegierungskounission leben. Die Kkegierungskounis- 
:sion,die bisläng im Saargebiet immer wieder die 
ungeheuere \\aßnahme zur Ausbeutung der Arbeiter- 


schaft durch deutsche und fränzösische Kapitälisten 


unterstützt hat, und die daher auch veräntwortlick 
ist für die ungeheueren Auswirkungen der Ausbeu- 
tung der werktätigen san 1; ann nie und nin- 
mer das notwendige Interesse aufbringen,um für un- 
sere Jugend als .;ohltäter zu fungieren. Wenn die 
Hegierung trotzdem eine Verordnung betreiiend Ju- 
endwohlfahrt-und Erziehung erläßt,so tut sıe es 
ediglich nur un den Schein zu wahren. .eine Ner- 
ren, das ist weiter nichts,als eine Täuschung. Sie 
'erläßt diese Verordnung lediglich aus deu Grunde, 
um jede re des Klassenbewufrtseins und Krzie- 
hung zum Klassenkaupf der Jugendlichen sytematisch 
zu unterbinden. Systeuwatische Erziehung und Beein- 
flussung im Sinne der Gedankenwelt der Gott und 
Herrscher untertänigen Kirche,soll frühzeitig, jede 
Selbständigkeit, jedes Klassenbewußtsein im Keiwe 
ersticken, um das Kind zum willigen Arbeitssklaven 
zu machen. Alle l\ıaßnahuen und Einrichtungen,die 
die bürgerliche Gesellschaft geschäffen hat und 
schafft betreffene der Kinder-und Jugencfürsorge 
und Erziehung,sind immer wieder eine \iafle der 
bürgerlichen Gesellschaftsordnung gegen das um 
seine Freiheit ringende Proletariat. Und daß diese 
unsere Auffassung stimut, beweisen die Ausführungen 


des Zentrumsredners bis ins Kleinste indem er sagt, 


daß die Vorlage den Forderungen der Zentruusfräak- 
tion Rechnung trägt. 


(Zuruf: Übertreibung !) 


Ich mache keine Wortklauberei,halten Sie sich an 

das,was der kedner der Zentrunsfraktion gesägt hat 

und Sie werden feststellen können, daß das Zentrum 
sich freut ‚weil die kegierungskowuission 3 Jahre 

Brust hat,um dieses Ei in das Nest des Saäarge- 
jietes zu legen. 

Meine 


( Lachen !) 
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eine Herren! Bine tatsächliche durchzreifende 
kinder-und PREBRSSUFEOTEN im Kahumen dieser Ge- 
.sellschaftsordnung ist unnöglich. Diese braucht 
den Profit und kann unwöglich verzichten auf Cie 
Anwendung rücksichtsloser PanbauuunE methoden die 
cann die Ursachen für ungeheuere Schäcigungen cer 
proletärischen Kinder und Jugenllichen erziehe- 
rischer wie zesundheitlicher Art sind. Die Kinder- 
und Jugenefürsorge der bürgerlichen Gesellschafts- 
orcnung gibt nur einewu kleinen Teil der großen 
lasse der körperlich und gesundheitlich geschädig- 
ten Kinder und Jugendlichen, därüber hinaus ist sie 
wie gesaugt ein auferoddentlich gefährliches iüttel 
in den Händen der besitzenden Klassen zur ideolo- 
gischen Beeinflussung der heränwächsenden Jugend 
lm Sinne ihrer Interessen. 

Meine Herren! Wenn zuden in dem Gesetz 
über Jugencwohlfahrt unter Abschnitt 1 steht: 


" Jedes Kind hat ein Recht auf Erziehung zuı 
leiblichen und seelischen und gesellschaft- 


lichen Tüchtigkeit, " 





so wirkt diese Bestätigung des hkechtes des Kindes 
wie eine Verhöhnung der proletarischen Eltern. 
weine Herren! Es ist nicht änzunehmen, daß der 
Regierung die leiblichen,seelischen und gesell- 
schaftlichen Zustände der proletarischen Kinder 
nicht bekannt sind,denn niemand wie sie hie | 
die Schuld daran an der Verelendung der werktäti- 
gen Bevölkerung und deren Kinder. Tienn die laßnah- 
men des Unternehmertums darauf hinäusgingen das 
Lebensniveau der Arbeiterschaft herabzucrücken, 
so wär die kegierungskommission nicht auf das leib- 
liche Wohl der Arbeiterschaft und deren Kinder be- 
dacht, sondern auf die leibliche,seelische und 
esellschaftliche Tüchtigkeit der Unternehuer. 
enn die hegierungskomnission jetzt auf einnäal das 
leibliche ohl der Kinder im Auge hat,so ist das 
nichts als Feuchelei. Meine Herren! Es ist auch 
weiter nichts als lieuchelei,wenn der betreffende 
hedner des Zentruns sich hier hinstellt und for- 
dert mit Hinblick auf den &.iärz eine Aufbesserung 
der Löhne und Gehälter. Es ist nicht anzunehmen ‚daR 
der Hedner des Zentrums das Verhalten der Zentruns- 
artei und cer wit ihr so verwandten christlichen 
ewerkschäften nicht kennt bei dem letzten wetall- 
arbeiterstreik und zu den Forderungen der Bergar- 
beiter. Dem Zentrumsredner muß doch bekannt sein, 
caß die Genannten sich gemeinsam mit der hegierungs- 
koumission verbunden haben gegen die fordemde un 
kämpfende Arbeiterschaft und mit der Kegierung 
durchgesetzt haben,daß die Arbeiterschaft 
Im Daargebiet auf onäte hinaus keine Forderungen 
wehr stellen kann (Verbindlichkeitserklärung des 
chiedsspruches). “enn man sich dann hierher stellt 
und fordert Aufbesserung der löhne und Gehälter, 
dann müssen wir dies als lieuchelei bezeichnen. 


SIY29g ayasıyd D4C ouayT VONNATTOOS al 7 


29 PwZ 


(Glocke des Vorsitzenden) 


Es 


7V 











Buena 1 ” 
. a 


{ "1er hi I. e 4 
Rn Me en Th. 
ee u. ‘ f ' 
. ER FREE 


} Fü 
U 


game, 


Es ist eben so, ich muß zu einer Katze eben Katze 
sagen. | 


(Zuruf aus dem Zentrun: Kater!) 


Die Regierungskommission und insbes#ndere das Zen- 
trum häben in der letzten Zeit die Raetionalisie- 
rungsmaßnahmen der deutschen und fränzösischen 
Unternehmer mit allen Mitteln gedeckt und ge- 
schützt. Auf diese Weise konnte die Rationälisie- 
rung im Saargebiet auf Kosten der Arbeiterschaft 
weitere Fortschritte machen. Erschreckend aber 

sind die Auswirkungen dieser liationalisierung auf 
den werktätigen schaffenden Arbeiter und seine _ 
Familie selbst. Stärkere Ausnützung seiner Arbeits- 
kraft,lohnabbau und unerhörte Schikanen auf der 
einen Seite, Erwerbslosigkeit und Hunger auf der 
anderen Seite,wirkten sich tief einschneidend für 
den Gesundheitszustand des Arbeiters aus. Die \ög- 
lichkeit einer ausreichenden Ernährung ist dadurch 
in weiten Kreisen der Arbeiterschaft nicht nehr 
gegeben. Das Leben der ha a ce pe und 
ihre Arbeitskraft wird dadurch dem kuin entgegen- 
gebrächt. Die Kegierungskomuission hätte gut ge- 
tan, in der Vorlage einmal selbst darzulegen, in 
wieweit der Arbeiter im Saargebiet mit 6 - 700.- 
Franken in der lage sein kann, für die leibliche, 
Tüchtigkeit seiner Kinder zu Sorgen. Hungernd ,‚frie- 
rend,der furchtbaren Enge der Nohnung nur zu gerne 
 entfliehend, so irrt das Proletarierkind in den 
Straßen der Stadt umher. Der Vater, der in Hütte 
und Schacht durch die ungeheueren Schikanen der 
Unternehmer drangsaliert wird, findet nach Beendi 
gung der Arbeitszeit nicht mehr die Energie ‚die 
erzieherischen Übliegenheiten in seiner Familie 
wahrzunehmen. Ihm ist es darum zu tun, für etliche 
Stunden der Peitsche des Unternehmers entflohen zu 
sein. Es ist wirklich eine ungeheuere Anklage gegen 
die heutige Gesellschaft, wenn liuutter und Kind im 
Zeitungshändel von Lokal zu Lokal irren müssen, um 
cen Lebensunterhalt der l’auilien zu garäntieren, 
nicht davon zu reden,wie fettwanstige »pieser diese 
Kinder höhnisch abweisen. Es würde zu weit führen, 
alle diese BaRODBL ieagnetten zu erwähnen. Jeden- 
falls steht fest, daß der Kapitalisms mit seinen 
geschaffenen gesellschäftlichen Zuständen und sei- 
nen Ren Lungene thogen keine Rücksicht auf das 
leibliche Wohl der Kinder der arbeitenden Bevölke- 
rung kennt. ‘ienn der kapitalistische Staat,und 
dazu gehört das Saargebiet auch, sich erlaubt von 
einer leiblichen Tüc zeit cer Kinder zu sprechen, 
so hat er dazu kein hecht. Ich käue jets} darauf 
geuwäß des Paragraphen 1,von dem hecht auf die Er- 
ziehung zur seelischen ünd gesellschäftlichen 
Tüchtigkeit des Kindes spricht,so bemerke ich,daß 
Baen.een, die nicht in der lage und nicht gewillt 
since für das leibliche Wohl der Kinder zu sorgen, 
auch nicht von einer seelischen und gesellschäft- 
ichen Tüchtigkeit cer Kinder sprechen sollen. 
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Ist doch die seelische und gesellschaftliche Tüch- 
tigkeit mit der leiblichen aufs engste verbunden. 
Es wäre von der bürgerlichen Gesellschaft zu viel 
verlangt, daß sie sich selbst ohrfeigt,denn sie 
müßte coch dann den Kindern den Jahnsinn der kapi- 
tälistischen Gesellschaftsordnung selbst _predigen. 
Unter seelischer und gesellschaftlicher Tüchtigkeit 

: kann die hegierungskommission in der Vorlage doch 
nur verstehen, daß jedes Selbstbewußtsein und Klas- 
senbewußtsein in dem Gehirn des Kindes erstickt 
wird. Um dies zu bewirken, schließen sich alle un- 
heilvollen Nächte des kapıtalistischen Staates zu- 
sammen und wollen dem ”roletarier die Möglichkeit 
rauben,seine Kinder zum Xlassenbewußtsein zu erzie- 
hen. Staat,Schule und Kirche und Zwangserziehungs- 
anstält versuchen nit dem „ittel Religion dem Kinde 
die Achtung und den Respekt vor dem kapitalistischen 
Staat und seinen Gesetzen beizubringen; insbesondere 
ist es die Kirche und Schule,äls die Beauftragten 
des kapitalistischen Staates,die sich un die see- 
lische und gesellschaftliche Tüchtigkeit des Kindes 
und der Jugendlichen bemühen. Sie scheuen dabei vor 
keinem Mittel zurück selbst nicht vor dem Bestand cer 
Familie. Durch diese beiden Institutionen will der 
Staat das Kine zur NMoralität und Sittlichkeit er- 
ziehen. Wie kann der kapitalistische Staat die Kin- 
der wralisch und sittlich erziehen ‚wo er selbst 
keine “oral und Sittlichkeit sein eigen nennen kann. 
Der kapitalistische Staat nennt eine grenzenlose 
Be Loral und die Auswirkung dieser Ausbeu- 

tung Sittlichkeit. Der kapitalistische Staat ver- 
steht unter seelischer und gesellschaftlicher Tüch- 
tigkeit weiter nichts, als mit der einseitigen Be- 
einflussung des Kindes durch die bürgerliche Ideolo- 

ie das Kind so früh wie möglich zu einem billigen 
geb jert werden zu lassen. Die Kirche &är- 

beitet mit dem kapitalistischen Staat Hand in Hand 
und meine lierren,es ist sehr bezeichnend für die 
Zentrunsfraktion,daß sie gerade zu dieser Vorlage 
einen Geistlichen sprechen läßt. 
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(Zuruf aus dem Zentrum: Noskau! ) 


Wein lieber Herr Zwischenrufer, ich möchte Ihnen 
raten, Ihre Nase im Saargebiet zu lassen, da haben 
Sie vor lauter Sünden des Zentrums so viel zu tun, 
gaß Sie von Moskau nichts mehr hören wollen. Die 
Kegierungskomuission will durch diese Vorlage den 
Einfluß der Geistlichkeit in der Jugendwohlfahrt 
und Jugenderziehung nicht brechen,sondern denselben 
fördern. Sie will unter keinen Umständen auf die 
wesentliche lüitwirkung der Geistlichkeit nicht ver- 
zichten, dafür hat die Kirche und die Geistlichkeit 
der Fe zat FORgSkomd 03.00 schon viel zu große Dienste 
Bere et. Lie ganze Vorlage ist von vom bis hinten 
an A caß die Kirche als Unterlage in der Jugend- 
erziehung bestehen bleibt. Jugendwohlfahrtsbehörden, 
Landeamt uan. sollen weiter von Geistlichen gelenkt 
und geleitet werden. Das ist die Linie, die Sich wie 
ein roter Faden durch die gänze RR FERUAE hinzieht, 
berall in der Fürsorgeerziehung ist die Leistlich- 
keit maßeebend. So ist es auch in Homburg. Ich habe 
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hebe auch an der Besichtigung der Fürsorgeerzie- 
hungsanstalt in Homburg teilgenommen und konnte 


feststellen, daß Cort als Direktor ein Geistlicher 
angestellt ist. _Der Direktor dortselbst will also 
mit dem Nittel meligion die Erziehung seiner Zö8- 
linge bewerkstelligen. Die dortigen .iändwerkerschu- 
len befürworten wir. Der betreffende Direktor hat, 
mir zugegeben, daß er die Burschen, wenn es nötıg 
ist über den Stuhl zieht und eine Trächt Prügel 
verabfolgt. Und Sie,Yerr ”farrer Wilhelm, werden 
auf dieses Züchtigungsrecht erst recht nicht ver- 
zichten. Auf eine Frage meinerseits an den Direkto: 
mußte er nir bestätigen, daß seine Zöglinge aus 
Arbeiterkreisen stanmen. Es sind also Proletarier; 
kinder, die Opfer der kapitalistischen Ausbeutung, 
die der Vater "Staat" aus dem 'Yege geräuut hat.Beı 
vielen ist als Grund zur Überweisung in die Anstalt, 
der mangelnde Besuch des heligionsunterrichtes 
schon ausreichend gewesen. 


(Zurufe: Hört, hört !) 


Nie unser Völkerbundsländchen Fürsorgeerziehun 
betreibt, mögen einige Fälle illust n. In Yie- 
i 18 strıeren. In üle 


beiskirchen bekam ein 31 jähriges Fräulein ein Kind, 


Die Mutter zog das Kind bis zum 14. Lebensjahre groß. 


Eines Tages erschienen lLandjäger,rissen das Kind von 
der !utter und verbrächten es nach Trier zur Für- 
sorgeerziehung. Das lNädchen arbeitet jetzt dert in 
einer "laschenfabrik. Als Grund zur Unterbringung 
des Kindes in die Fürsorgeerziehungsäanstält wurde 
angegeben, üangelnde religiöse Erziehung und Gefähr- 
Cung der Sittlichkeit. Die Geistlichkeit und die 
Schwester vom roten Kreuz leiteten die Unterbringung 
in die Wege. 

’ 


(Zurufe: Hört, hört !) 


Weine Herren! Ein anderer Fall aus Herren- 
sohr war folgendermaben: Landjäger erschienen in der 
"ohnung eines Bergnäannes,cer Ireigewerkschäftlich | 
organisiert und Mitglied der Komuunistischen Partei 
war, und nahmen die Verhaftung eines Kindes in der 
Wohnung vor. Das Kind konnt in die Fe nn 
und damit 'basta” war die Antwort der Landjäger auf 
die “eigerung des Vaters. Alle Einwendungen der El- 
term waren fruchtlos. Der Vater wandte sich in sel- 
ner Erregung zuerst an den Lehrer des Kindes und an 
den Geistlichen, wit welchem sich äber der Bergmann 
betr. den keligionsunterricht etwas verkracht hatte, 
Beide, Lehrer und Geistlicher,erklärten, daß sıe 
an der Unterbringung des Kindes in einer Erziehungs- 
anstalt keinerlei Schuld trügen. Kein ingel war so 
rein, wie diese beiden Leute. Vier Wochen später 
wußten die Eltern noch nicht, wo das Kind wär. Als 
sich die Eltem an nich gewandt hatten,konnte ich 
feststellen, daß das Kind in Trier In einer Anstalt 
untergebracht wär. Als Grund wurde angegeben ‚daß 


durch die Eltern Cie religiöse Erziehung nicht gäaran- 


tiert sel. 
(Zarufe: Hört, hört !) 


Ferner 
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Ferner, daß der Vater des öf teren betrunken sei und 
der Junge beim Zigarettenrauchen erwischt worden sei 
und die \Mutter würde nicht über die nötige N\oral und 
Sitte verfügen. Das war der Inhalt zur Begründung.Es 
ist zu bemerken,daß der Sergmann während des Streiks 
von 193 aus einer Grubenwohnung ausgezogen ist und 
in einer Kellerwohnung mit 2 Zimmern hausen muß. Um 
den unwahren Behauptungen entgegenzutreten,samnelte 
der Vater auf einer Liste, in welcher die Gründe zur 
Überweisung wörtlich standen, in der Straße, in der 
er wohnte, Unterschriften. Diesen, es waren über 50 
Unterschriften fügte er ein Zeugnis der Bergvermal 
tung desgleichen ein PURTODEREORERL © für sich und 
seine Frau bei,und erhob gegen Überweisung des Kindes 
Bungrach aber leider ohne Erfolg. Das Kind blieb in 
der Anstalt und ist sicherlich heute noch dort. 

In Saarlouis ist ein uneheliches Kind von 
der Straße nach der Fürsorgeanstalt verbracht worden, 
trotzdem der Vater für dasselbe aut gesorgt und das 
Kind eine gute Pflege hatte. Der !ater und die Mutter 
sind Freidenker,deshalb auch der Grund :; 'nangelnde 
religiöse Erziehung. " Auf die 2eschwerde des Vaters, 
wurde ihm erklärt, "Sie sind von heute ab der Verpflich- 
tung für das Kind entbunden! " | | 

Meine Herren! Wie die Geistlichkeit Ju- 
Basltzsoree und EURO EL NER auffaßt, beweist ein 
kandal des Falles des Geistlichen von Hüttersdorf. 
Weine Herren! Wären meine Ausführungen unwahr, dann 
frage ich die Kirche und die Zentrunsfraktion,warunm 
sie nicht gegen den verantwortlichen Hedakteur der 
“rbeiter-Zeitung " Klage erhoben hat. Das ist nicht 
Beechehen, und aus dem Grunde erlaube ich mir,der 

entrumsfraktion und insbesonderg meinem Herrn Vor- 
redner der Zentruusfraktion ins Wewissen zu reden, 
daß sie in der Jugendfürsorge nicht als Engel anzu- 
erkennen sind. | | 

| Meine lerren! In Hüttersdorf fing eines 

Tages ein Mädchen an, an Milgiöpen Erscheinungen zu 
leiden. Der betreffende Geistliche bemühte sich um 
die Tochter und ordnete an, daß die Tochter des ölte- 
ren zu ihm zu Besuch kommen müsse ;es dürfe aber nie- 
mand dabei sein. Er wolle versuchen, die religiösen 
Eaegseinungen des Kindes zu bannen. Eine Zeit darauf 
wurde die Tochter schwanger. 


(Zuruf des Abg. Fetri: Sind das religiöse Er- 
scheinungen 57 


Ob das religiöse Erscheinungen sind auf die angeblich 
der Geistliche sich berufen hat,muß der betreffende 
Geistliche ie wissen, Auf einmal war die Tochter ver- 

le Nachforschungen der Eltern wären ver- 
geblich,bis eines lages die besorgte lutter von hinten 
in die Küche des Pfarrhauses ging. Da sah sie ihre 
Tochter wohlgenährt auf dem Stuhle sitzen mit einen 
kleinen Sprößling auf dem Schoße. 


(Zuruf des Abg. Keinhard: Hört,hört !) 
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Es ist selbstverstänclich, daß die Autter sich 
darüber kolossal aufgeregt hat. sie hat die Tochter 
BPSFBRh, was los sei und was sie geuächt hätte. Der 
etreiiende Geistliche suchte sie zu beschwichtigen 
inden er sagte: " Beruhigen sie sich, das Lind het 
absolut nicits gemächt, sie wissen ja, daß auch auf 


eine andere "eise Kinder auf die elt kommen können ’ 


und er berief sick dabei auf die heilige karia, die 
ja auch durch den heiligen Geist empfangen hätte. 


(Zuruf des Abg. Reinhard: Hört,hört!) 


Die Eltern der Tochter waren derärt religiös und 
cie Wutter insbesondere, daß sie auf Anräten des be- 
treffenden Geistlichen Stillschweigen über den Fall 
bewahrten. „eine Herren! Die Tochter stimute dann 
auf Betreiben des Geistlichen darin ein und des- 
gleichen die Lltern, daß die Tochter,un den Fall 

aus der "elt zu schäffen, in eine Anstalt verbräckt 
würde. Lie lochter ist also ‚damit cie Offentlichkeit 


damit insbesondere das Dorf von der Geschichte nicht 


erfahren sollte, eines schönes Tages in eine Anstalt 
verbracht worden. .leine Herren! Die Sonne brächte 

es an den Tag. Bei der Dorfbevölkerung sickerte es 
allmählich durch, von weu das Kiucd angeblich sein 
sollte. Ob die Dorfbevölkerung sich hierbei auch 

auf den heiligen Geist berufen hat, weiß ich äbso- 
lJut nicht. | 


(Glocke des Vorsitzenden!) 


Ich weiß schon,was Sie wollen,Herr Präsident! 


Vorsitzender: Bitte,Herr Eifler, ich därf Sie mhig fragen, 


kbe. 


Abg. 


kbe. 


Abe. 
Abe. 
Abe. 
ibg. 


Abg. 


ob Cieser gänze Fall,insbesondere die Verbringung 
in Cie Anstalt, wit der Vorlage stras zu tun hat. 


Liiler fortiahrend: Das entzieht sich meiner Kenntnis, 
wenden Sie sich doch an die Arbeiterzeitung und an 
den Geistlichen in Füttersdorf 


Wilhelu(Z): Das sind direkte Gotteslästerungen ‚die hieı 
gerigt werden nüssen. 


Reinkard (XP): "as Foumunisten wachen und sagen, ist 
Gotteslästerung. Die hobe Geistlichkeit därf sich 
alles erläuben. 


Kiefer: ir kommen nachher darauf zurück; warten sie 
Hur- 


Eifler(XP):Es war mir bisher unbekannt,daß Verfehlungen 
von Geistlichen, Cie man hier rügt, mit Gottesläste- 
rung bezeichnet werden können. 


KieferfZ): Das werden wir Ihnen nächher nächweisen. 


Eifler (XP): Dann bedauere ich,daß Sie es die langen 
Jahre nıcht nächgewiesen haben. 


Kiefer (Z): Das geht mich doch nichts an. ji 
Die 
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Abg. Keinhard(KP): Die arme Frau mit Ihrer Tochter 
| waren bei mir persönlich und haben mir ihr 


Leid geklast, daß man sie religiös verrückt 
gemacht hat. 


'Abg. Kiefer (Z): Wenn wir alles aufzählen wollten, 
was bei Ihnen passiert. Ein jeder kehre den 
Dreck vor seiner eigenen Türe. 


Abg. Eifler (KP): Ich kann wohl verstehen ‚daß Ihnen 
diese Dinge peinlich sind. 


Abg. Kiefer (Z): Sie können schwätzen bis morgen früh, 
das läßt uns kalt. 


Abg. Eifler (KP) :fortfahrend: Die Dorfbevölkerung wur- 
de durch dieses Gsrücht in Kenntnis gesetzt, 
das Kind war bereits in die Schule egangıen als 
ın dem Dorfe bekannt wurde,daß das Kind ängeblich 
von dem Geistlichen sein sollte. Meine Herren! 
Und wenn die Dorfbevölkerung nit ihren Stend- 
Bene! Unrecht gehabt hätte,darn frage ich die 
entrunsfraktion,die sich _ja so kolossal da- 
rüber aufregt und dieses Eupfangen vou heiligen 
Geist als Gotteslästerung bezeichnet ‚waruu ei- 
nes lages ein Auto vor der Schule angefahren 
kam und das Kind aus der Schule genomnen und 
in eine Anstalt nach Trier verbrächt worden ist? 


(Zuruf des Abg.keinhard: Sehr richtig !) 


warum hat der Caritasverband den Eltern uehr- 
als Geld angeboten, um im Dorfe nichts durch- 
sickern zu lassen ? Bam 

Meine Herren! Auf derartige Watadoren 
in der Jugendfürsorge und Jugenderziehung ver- 
zichten die Arbeiter! | 


(Zuruf des Abg. Reinhard: Sehr richtie!) 


Nenn das die Religion sein soll, die als Unter- 
lage für die Jugendfürsorge dienen soll, dann 
weiß ich wahrhaftig nicht mehr,welchen Zwecken 
dıe ESF und ae annah hr ar? eigent- | 
lich dienen soll. Diese Fälle könnte ich belie- 
big noch erweitern, aber ich glaube, daß die 
vorgebrächten genügen, um den Beweis zu liefern, 
daß die Kirche und ihre heligion in der ganzen 
Jugendwohlfährt und Ju enderziehung der hegie- 
rungskomnission als Unterlage dien:. Ich fordere 
vor allem, daß die Geistlichen aus allen öffent- 
lichen Ämtern entfernt werden. Es ist bezeich- 
nend für die Negierungskonuission, daß in der 
Fürsorgeerziehung in Honburg ein Geistlicher 

als Direktor Taosia rt ofmoh ich gegen den 

Herrn aus persönlichen Gründen ohne weiteres 


keine Stellung nehuen will. Er mag versuchen, 
von seineu Standpunkte aus die Jugend zu 


erziehen. 
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Aber seine Mättel, die Religion, die er in der Er- 
Ziehung anwendet  verwerfen wir äus dem einfachen 
runde ‚weil sie für die Jugenderziehung in keiner 
Weise als derjenige Faktor anerkannt werden darf. 
Weine “erren! Es ist da auch wohl nicht anzunehmen, 
daß dieser Geistliche,der als Direktor doch nicht 
ın seinem Berufe steht, als Arbeitsloser zu betrach- 
ten ist,der einen anderen Beruf ergreifen mußte. 
‚keine Herren! Die Hegierungskommission 
hat vor nicht langer Zeit ein Schriftchen heraus- 
gegeben,betitelt: " Völkerbund und internationale 
Erziehung. " Diese Schrift ist meines Wissens an 
alle Lehrpersonen mit dem Vermerk gegeben worden, 
daß dies Schriftchen in der Jugenderziehung zu ver- 
wenden ist und den +ehrpersonen als eine Kichtschnur 
dienen sollte. Wie diese hKichtschnur aussieht und 
aussehen soll,darüber läßt die >chrift keinerlei 
Zweifel aufkommen. In dem $ 14 heißt es dort u.a. 
‚Aber auch in bürgerkundlichem Unterricht kann man 
ihnen- den Kindern- eine Einführung in den Gedanken, 
die Einrichtung und die Arbeit des Völkerbundes ge- 
ben. Ein -ehrer, der sich an die Bewohner eines 
kleinen Bergdorfes in der Schweiz wendet ‚versucht 
es Tolgendermaßen: Er fragt, 'wer hat bei euch zu 
Jause zu sagen ? Antwort: Der Vater ! Wer hat denn 
in der Gemeinde zu sagen”? Antwort der Kinder: Der 
Bürgermeister! Wer denn im Kanton? Antwort der Kin- 
der: Der Staatsrat! Und wer regiert die Schweiz ? 
Antwort der Kinder: Der Bundesrat. Und was kommt 
dann? Darauf gaben die Kinder keine Antwort. Und da 
erklärte er ihnen den Völkerbund! 


(Zurufe: Hört hört!) 
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Und wer regiert das Saargebiet? Die Hegie- 
5 wer Kommt QANN’ısc..200 Nach 


betreffende Lehrer den Kindern erklären,daß von der 
Frage der Gemeinde an, sämtliche anderen Körperschaf- 
ten sich der kapitalistische Staat nutzbar gemacht 
at,um ihren Vater auszubeuten und die Kinder hungern 
zu lassen. Dann bekäme das Kind erst den richtigen 
Begriff davon. Diese proletarische Erklärung aber 
will die Negierungskommission bei den Kindern ver- 
hindern. Um nur ja dieser Erkenntnis keinen Platz 
einzuräumen will sie sogär den Neligionsunterricht 
azu benutzt haben, um die Lehre des Völkerbundes 
- der biblischen Lehre gleichzustellen. Es 
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wird also die Bibel, meine Herren, einen unerwärte- 
ten Konkurrenten erhalten- den Völkerbund. Ob sich 
Christus darüber freuen wird, entzieht sich meiner 
Kenntnis. Meine Herren! Es heißt in der Schrift zu 
F9.genden Absatz: " Man kann sogar den Völkerbund 
im heligionsunterricht erwähnen: welch schöne Blüte 
hat doch der Geist des fhristentuns in der Gewein- 
Schaftserklärung hervorgebracht. Der Lehrer,der so 
oft Gelegenheit hat von dem Zusammengehörigkeitsge- 
fühl zu sprechen, das in der Familie und im Staate 
; herrscht, kann wühslos die Geister auch zu dieser 
internationalen Gemeinschaft erheben,deren Bildung 
sich vor unseren Augen vollzieht.Meine Herren!Von 
den schönen reinen Blüten des Christentums und des 
Zusammengehörigkeitsgefühls, das in der Geueinde 
und im kapitalistischen Stäate herrscht, kann sich 
das Arbeiterkind aber noch kein Brötchen kaufen. Als 
reine Blüte des Thristentuus wüßte dem Kinde die 
usbeutung des kenschen durch den Menschen und be- 
treffend des qusannengehörigkeitsgefühls gie Unter- 
drückung der Arbeiterschaft durch die Klasse der 
usbeuter geschildert werden. Die erwähnte internä- 
tionale Gesellschaft müßte dem Kinde dahingehend er- 
klärt werden, daß nicht der Völkerbund, sondern die 
internationale Verbrüderung der Arbeiterschaft eine 
unbedingte Notwendigkeit sei, weil dadurch die in- 
ternational verschwägerten Kapitalisten beseitigt 
werden können und der Sozialiswus zur Verwirklichung 
gelangt. Meine Herren! Dies Schriftchen a 
rungskomwission bestätigt sonnenklär, daß wir I 
haben, wenn wir behaupten, daß die Jugenderziehung 
und Fürsorge der bürgerlichen Gesellschaft dazu be- 
nutzt wird, das proletarische Kind vor der KErkemnt- 
nis seiner Klassenlage zu schützen und durch die 
einseitige Beeinflussung „it der bürgerlichen Ide- 
ologie das proletarische Kind so früh als uwög- 


lich zum billigen Ausbeutungsobjekt werden zu lässen. 


Da die Vorlage in keiner {leise den _For- 
Barungen der Klassenbewußten Arbeiterschaft hech- 
nung trägt, kann die kommunistische Fraktion ihre 
Zustimmung zu der Vorlage nicht geben. 


Betreffend der Jugenderziehung und Ju- 
gendfürsorge fordert die komwunistische Fraktion 
anstelle der bürgerlichen eine proletarische Jugend- 
erziehung und Fürsorge. 

besweiteren | | 

Erhöhung der Iöhne für jugendliche Arbeiter; 


Verringerung der lohnspanne für gleiche Ar- 
beit gleicher lohn; 


| Sechsstundentag für Jugendliche unter 18 Jahren, 


4 Wochen bezahlter Urlaub und kostenloser 
Aufenthalt in Ferienheimen und »äanätorien 
während des Urlaubs; 


Berufsausbildung 


echt | 





m 
I 
"2 
D 
d 
I 
< 
6’ 
a 
® 
N 

2 
S 
o 

r 
“ 
v 
e 
n- 
N 
> 
» 
SU, 
. 
x 
"2 





2 N PwoZ 





Be a 


Berufsausbildung für alle Jugendlichen unter 
Jahren; 


Abschaffung der individuellen Lehrverträge 
und Einbeziehung der Lehrlinge in die Tarif- 
verträge; 


Verkürzung der Lehrzeit auf 2 Jahre; 


Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung äuf 
das Existenzminimun ; 


Sämtliche Jugendschutzbestiuwungen sind auf 
alle Jugendlichen bis zu 18 Jahren auszudehnen ; 


Völliges Verbot der Kinderarbeit bis zum vol- 
lendeten 14.Lebensjahre ; 


' Einrechnung der Pflichtschulzeit und aller. 
Vorbereitungs-und Aufräunungsärbeiten in die 
regelmäßige Arbeitszeit; 


Ferienheime sind zu errichten zum kostenlosen 
Auronthalt und Fahrpreisermäßigungen durchzu- 
führen; | 


Kontrolle alleörBetriebe auf Innehältungen aller 
Jugendschutzbestinmuungen durch Jugendkommissio- 
nen der Gewerkschaften in Verbindung mit prole- 
tarischen Jugendorganisationen; 


Diese Kommissionen haben auch bei Beschwerden 
die nicht den gesetzlichen Jugendschutz betrel- 
fen, das gesetzliche Recht, wit den Betriebs- 
und Geschäftsinhabern unter Hinzuziehung evtl, 
Betriebsvertretungen zu verhandeln. | 


Besonders liegt ihnen die Kontrolle der Lehr- 
lingsverhältnisse ob. 


Abschaffung der Innun sschiedsgerichte. Bei 
Streitfällen entschei en die Tarifinstanzen. 


Allen schulentlassenen Jugendlichen,denen keine 
Arbeit nachgewiesen werden kann, ist ausreichen- 
de gesetzliche Erwerbslosenunterstützung zu be- 
zahlen. Die Unterstützung muß mindestens die 
Ernährung der Jugendlichen sicherstellen. 


Zur besseren Kontrolle und Interessenvertretung 
der Jugendlichen müssen Jugendverträuensleute 
der Gewerkschaften in den Betrieben gewählt 
werden, entsprechend der Zahl der im Betrieb 
beschäftigten Jugendlichen. Diese Verträauens- 
leute müssen das Kecht der Teilnahme an den 
rbeiterausschußsitzungen erhälten. 


Entfernung 





gr 
Ben] 
un 
8 
R 
b- 
< 
ß’ 
R> 
nr 
2 
ir 
3 
° 
r 
= 
"® 
Mi 
2 
N 
> 
m 
& 
ML 
I 
"2 





FRI: 





t wc Y Sr eu inelsr. N ee 





Gr 


Dası.. 


Entfernung säutlicher Geistlichen, die in der 
Jugenderziehung tätig sind. | 


Konfessionelle Jugendorganisationen dürfen zu 
der Jugendwohlfahrt und Jugenderziehung nicht 
zugelassen werden. 


Lie Geistlichkeit jeglicher Konfession hat keine 
Baenegung wehr, den Antrag auf Fürsorgeer- 
ziehung in Anstälten zu stellen. In den Fürsor- 
geanstälten wird die Prügelstrafe abgeschafft. 


Den in den Zwäangserziehungsäanstälten unterge- 
brachten Zöglingen wird die marxistische Lehre 
Eunelich et und der ®ligionsunterricht 
beseitigt. Lie Zöglinge dürfen nicht zu Arbeiten 
für Unternehmer herangezogen werden. Dies ist 
nur dann zu gestatten, wenn der Unternehner Ta- 
rıflohn bezahlt und der Lohn für den Zögling 
Verwendung findet. 8 





Meine Herren! Wir sind uns bewußt,daß unse- 
re gestellten Forderungen die Fegierungskommission 
nicht durchführen und desgleichen die Jehrheit 
dieses Hauses diesen Forderungen nicht zustimmen wird. 
Diese Forderungen der kläassenbewußten Ärbeiterschaft 
kann die Arbeiterschäft nur selbst durchführen, aus 
dem Grunde, weil das Leben der proletärischen Klas- 
se,ihres Nachwuchses und ihrer Arbeitskraft nur 
von.der proletärischen “lasse und ihrer Liktatur 
srhalten werden kann. Ernsthaft aus dem sozialen 

‚Elend befreien kann uan das proletarische Kind nur 
durch den unerbittlächen Klassenkampf der Arbeiter- 
schaft bis zur Ergreifung der politisehen üächt. 

Um dies zu erreichen, wird die kommunistische Partei 
alle Kittel und ihre ganze Kraft einsetzen. 
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(Bravo- iufe der Komwunisten!) 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


Abg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Nach den Ausführungen 


es Herrn Pastor Wilhelm kann ich mir versagen auf 
die Vorlage näher einzugehen. "ir begrüßen diese 
Vorlagen und betrachten sie als Fortschritt. Wir 
haben nur ein Bedenken.das auch der Herr Bericht- 
erstatter schon gestreift hat. Er hat beruhigend 
darauf hingewiesen ,daß durch dieses Gesetz keine 
roßen Kosten erwachsen. Darin lag schon der Ge- 
anke, es soll nicht disses Gesetz der Jugendwohl- 
fahrt zu einem Tummelplatz der Bürokratie werden. 
Das ist die große Gefähr.die in einer gesetzlichen 
Regelung liegt, daß sie Bürokratie sich dieser 
Angelegenheit bemächtigt. Wir stimmen deshalb ins- 
besondere den Abänderungsvorschlägen zu $ 9 zu: 
Die Wohlfahrtsämter solien eigene Einrich- 
tungen auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrts- 
pr ipgs nicht neu schäailen, soweit geeignete Ein- 
rich m en der freien Jugendwohlfährtspflege aus- 
reichend vorhanden sind: " 


| nir hoffen,daß man sich auch später für 
diesen Gedanken einsetzen wird. 
Im Übrigen stimmen wir der Vorlage zu 
u‘ den Abänderungsvorschlägen der Zentrunsfrak- 
ion. 
Ich kann mir nicht versagen auf die Aus- 


führungen des Vorredners einzugehen. Ich weiß nicht, 


ob ich ihm damit nicht zuviel Ehre erweise. 


(Zuruf: Gemeinheit !) 


Er hat geglaubt,auf gewisse Dinge einzugehen ‚die, 
wie ich annehme, dis Zentrumspartei wohl noch zu- 
rückweisen wird. Ich bin Nicht-Katholik und nicht 
der Vertreter der Zentrumspartei, aber ich hätte 
ern gesehen,wenn der Merr Präsident bei den Aus- 
ührungen,die er über den angeblichen Fall eines 
katholischen Geist"ichen gemacht hat. 


(Zuruf: engeblich !) 


Ich sage "engeblichen Fail "weil es gerichtsnota 
risch ist, daß Kommunisten nicht immer der Wahr- 
heit die Ihre geben. Im Übrigen habe ich diesen 
Fall nicht zu vertreten. Er geht mich nichts an. 
Aber der Vorredner hat gewisse Ausführungen über 
religiöse Dinge gemacht, die jeden anständigen 
Menschen übel berühren. Ich möchte sagen: Es 
macht auf denkende Menschen einen schlechten Ekin- 
druck,wenn mangelnder Witz durch Unflätigkeit 
ersetzt wird. 


(Zurufe - Glocke des Vorsitzenden-!) 


Vorsitzender; 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Zbgeordneter Kiefer ! 
£bg. Kiefer(Z): Meine Herren! Der Fall,den der Herr /bee- 


ordnete Eifler glaubte anführen zu müssen,geht die 


Zentrumspartei nichts an. Jeder wWensch ist selbst vor 


seinem Herrgott verantwortlich. Ich möchte nur wün- 
schen ‚daß,so wie der katholische Geistlichenstand da- 
steht,die Führer der Kommunistischen Partei später 
vor der Geschichte dastehen. '!enn ein einzelner 
strauchelt,dann steht es dem anderen schlecht an, Stei- 
ne werfen,wenn er selbst im GlaS$hause sitzt. Es 1st 
Geschmackssäche, in derartigen Dingen herumzuwühlen 
und etwas damit begründen zu wollen, Mir tut es als 
Arbeiter weh,daß der Abgeordnete Eifler gerade als 
Arbeiter derärtiges spräch,was doch einen äußerst un- 
gänetigen Eindruck auf andere Volksschichten über die 

ertre der Arbeiterschaft machen muß. Wenn er aber 
glaubt,auf diese Art und leise politisch etwas for- 
men zu sollen und “acht erlangen zu können,dann kann 
man nur sagen: "Gott erbarme sich der Menschen, die 
unter die Führung dieser 'Fükrer " kommen! 


( Bravo- Rufe !) 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 
Abg. heinhard (KP): Meine Herren! Ich muß zu diesen Dingen 


einige kurze Ausführungen machen. Die Ausfüh en 
über den Fall von Hüttersdorf sind nicht deshalb ge- 
macht worden, weil der Äbgeordnste Eifler hier irgend- 
wie eine ferson herabsetzen wollte,sondern sie sind 
deshalb gemacht worden,weil durch die Verordnung der 
hegierungskommission auf Veranlassung der Zentruns- 
partei ‚Ole STERBEN der Arbeiterschaft durch die 
eistlichkeit herbeigeführt wurde. Sie sind deshalb 
emacht worden,um zu beweisen,wie mit Hilfe der geist- 
ichen | die Arbeiterfrausn zu willfährigen 
Objekten,die zu derartigen sexuellen Ergüssen führen, 
gemacht werden. Die Kommunisten sind die letzten,die 
über diese Frage dis".ıtieren würden, aber,stellen »ie 
sich vor: eine arme zusammengebrochene Mutter und eine 
arme zusammengebrochene Tochter,die man jahrzehnteläng 
nit religiösen Erziehungsmethoden vollgepfropft hat, 
kommt am Ende ihres Lebens zusaämmengebrochen und nie- 
dergeschlagen zu den Kommunisten und beichten dort, 
wie man ihnen von geistlicher Seite BrRs chung bei- 
brachte. Deshalb sind die Ausführungen gemacht worden 
-und wenn der Herr Schmelzer gläubt,sich hier als 
Schulmeister des Hauses aufspielen zu müssen,wenn er 
ee von sich aus “*" allein die issenschaft in 
rbpächt zu haben,wenn er glaubt, hier Zrbeiterabge- 
ordnete der Dummheit bezichtigen zu müssen,dann möchte 
ich sagen: Die Koumunisten haben sich von der Lehre. 
frei gemacht " Selig sind die Armen im Weiste,denn ih- 


rer ist das Himmelreich! " Und was die Behauptung des 

!b eordneten Kiefer anbelangt,ist es nicht nötig,da- 

rüber lange ne a zu mächen, Die Seschichte 
Menschheit wird neigen welc © 


Geistesrichtung 


der Entwicklung der 
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‚cie lienschheit vor dem Unt rRBnE bewähren kann. 
"cnn Herr Pfarrer Wilhelm sı instellt und sagt 
daß die heutige, kapitalistische Gesellschaft nichts 
mehr mit der Lehre des Urchristentuns gemein habe, 

ann bestätigt er daes,was wir Kommunisten auf 
Fun ‚der marxistischen Wissenschaft erfaßt haben 


pro ig ufgen hier für sich in Anspruch nehmen, , die 
mmende Generation der Nenschheit besseren Zeiten 


en enren, aber Ihre kesellschäftsordnung 
Gegenteil herbeiführen. Sie wird die 
Menschheit nicht nur dem Untergang Butge pen führen 
ganae m sie in die Barbarei jae gen. Nur die neue 
hre der Arbeiterklasse wird imstände_ sein,durch 
die Verbrüderung der Arbeiterklassen aller Länder 
einge I Untergang aufzuhalten und die Wenschheit 
zum Migtiee zu führen. Das Christentum hat uns 
in den kapitalistischen Zustand hineingeführt auf 
Grund dessen 90 % der lienschen nicht mehr existie- 
ren können und deshalb unsere Kritik en dieser 
Gesellschaft und an ihren Waßnahmen. ie berechtigt 
sie sind, zeigt der >chulmeister des Hauses. 


(Glocke des Vorsitzenden! ) 
Kerr Präsident, ich ste :lle fest, „daß Sie Herrn 
elzer nicht zur Ordnung ge ruf en haben.Er hat 


offiziell den Abgeordneten Eifler einen Dummkopf 
Seheiben. 


(Zuruf des BE Schmelzer: Ich habe gesägt, 
Bee tage nden Witz durch Unflätıgkeit 
ersetzt. 


Das heißt auf Leutsch dasselbe. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Eifler ! 


Abg. Eifler (KP): Meine Herren! Ich muß zu den Bemerkungen 
Deiner DArIeR Vorredner eine persönliche Bemerkung 
‚machen. 
Meine Herren! Es hat mich außerordentlich 
geehrt, wie der Herr Abgeordnete Schmelzer von 
rechts mich mit "unfähig" bezeichnet hat. 


(Glocke des Vorsitzenden) 
Ach,Herr Präsident, lassen Sie das sein. 
(Glocke des Vorsitzenden) 


Vorsitzender: Das ist nicht richtig,Herr Eifler! Das hat 
err Schmelzer nicht gesagt, er hat den Ausdruck 
„unflätig " gebraucht. 


(Zuruf des Abg. Reinha d: Das ist eine noch 
größere Gemeinheit 1) | 


(Glocke des Vorsitzenden) 


Abg. Eifler fortfahrend: Auf jeden Fall ist das dasselbe 
und ist noch viel schlimmer, angesichts der Tatsache, 
daß gerade Herr Schmelzer sich aufspielt, als würde 
er den nstand für sich allein in Erbpacht genon- 
men haben. Ich darf daran erinnern an die Auseinen- 
dersetzung des Abg. Reinhard mit Ihnen Herr Schmel- 
zer, es ist allerdings schon lange Zeit her,und wenn 
damels Herr Reinhard Ihnen eine Schelle auf den 
Pape gegeben hätte,dann hätten Sie sie verdient ge-: 
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(Glocke des Vorsitzenden) 
Vorsitzender: Herr Eifler, ich rufe Sie zur Ordnung! 


Abg. Eifler fortfahrend: Ich nehme es zur Kenntnis,Herr 
Präsident ! 


( Lachen !) 


Wenn Sie, Herr Schnelzer, &uch sagen, ich wäre ın 
meinen /usführungen unanständig gewesen, So S&86 
ich Ihnen,daß ich froh bin,d&ß ich ls Arbeiter zu 
den Menschen gehöre,die sie als unanständig be- 
zeichnen. Ich weiß, daß Ihre Partei auf die Forde- 
rungen der Ärbeiter keinerlei Rücksicht nehmen kann 
aufgrund Ihres kapitalistischen Systens und wenn 
dann die Arbeiter für ihre Forde en kämpfen, dann 
sind diese unverschämt und unanständiß. Un daß ioh 
zu dieser Arbeiterschaft stehe,deshalb bin ich un- 
verschänt. Wenn Herr Schmelzer sagt, und Sie,lierr 
Präsident. auffordert,derartige heden zu unterbinden, 


um _ 
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um dadurch die grundsätzliche Stellungnahme unserer 
Partei zu verhindern, dann mögen Sie das fernerhin_. 
tun. Aber ich möchte Ihnen die Garantie geben,daß Sie 
mit diesen Maßnahmen bei mir kein Glück haben werden. 

‚Zu den Ausführungen des Kiefer! Er_sagte, 
wenn ein Einzelner strauchelt,der selbst im Glashause 
sitzt. Herr Kiefer,sagen »ie das Ihren Gläubigen. Er 
sagt weiter, jeder Wensch ist vor Seınem Herrgott ver- 
antwortlich. Das geht mit Ihnen ab,mögen Sie weiter 
verantwortlich vor Ihrem Herrgott bleiben. Ich kann 
verstehen,daß Sie es nicht wagen, sich von Ihrer Irr- 
lehre zu befreien. 

 kber Sie,Herr Präsident, haben die Auffor- 

derung,daß meine Ausführungen unterbunden werden sol- 
len,nit zustimmender ııene So getan,als wenn Sie es 
fernerhin wirklich tun wollten. Ich sage Ihnen eins, 
wenn in diesem Hause,was ich gesagt habe,eine Gottes- 
lästerung sein soll,sQ trifft dies auf keinen Fall zu, 
sondern vielmehr der Geistliche hat dann Gottesläste- 
rung getan,der sagte, daß die Tochter vom Heiligen 
Geiste empfangen abe. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiefer 


Abg. Kiefer (Z): Einige kurze Bewerkungen! Die Ausführungen, 
die Herr Eifler gemacht hat über religiöse Binrich- " 
tungen usw.,stehen für uns SO himmelhoch und sind für 
uns so fest verankert, auch dreußen bei den Em en 
Katholischen und evangelischen Arbeitern,da die Dreck- 
spritzer nicht daran eranreichen. 


(Zuruf im Zentrum: Sehr richtig! ) 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Ulrich! 


Abg. Ulrich(KP): Meine Herren! Wenn hier von Gotteslästerung 
gesprochen wurde,und wenn man versucht,die Tatsachen 
zu bemänteln,wie es Herr Kiefer tut ‚und wenn die Be- 
weise noch nicht genügen,so möchte ich noch eins an- 


führen. | N 
Eine Frau kommt zu mir,eine Witwe,deren Mann 
im Felde gestanden hat, der Arbeiter war und eine star- 
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war,kommt zu mir und berichtet,dab landjäger in die 
Schule gekommen seien und ihre beiden Kinder aus der 
Schule Zenommen und nach Homburg überführt hätten,ohne 
daß die Frau irgendwie eıne Ahnung hatt rtete 

hr,sie wartete mehre- 
re Zen lie Kinder kamen nicht mehr. sie forschte 
überall 


nach. Endlich wurde ihr mit eteilt: Nun sın 
e eht man vor. 
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ohne den Willen der „utter und Beet ihr noch_nicht ein- 
mal,wo die Kinder Binge konn sind. t 
religiösen Fragen weroen dadurch nicht gelöst 
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gras, Ich könnte noch mehrere solcher Fälle ah- 
ühren,nöchte es aber nicht tun,weil schon genü- 
gend über diese Frage debattiert worden ist. Es ist 
eine Erscheinung im gesamten Völkerbundsgebiet an 
der »aar,man gewährt dem Zentrum überall Vorschub. 
Es ist so eingeräumt seitens der Regierung,daß man 
glaubt, so die religiöse Frage. lösen zu können. 


ie Ich _habe den Herrn Abgeordneten Eifler des- 


a den Fall erörtern lassen,weil er ihn mit der 
' Frage der Verbringung in die Anstalt zusammenbrach- 
te. Die Art und Weise,wie er über die Einzelheiten 
zu sprechen Bun. ‚Eubnnrach nicht dem Ernst der 
Sache. Es war leider keine Nöglichkeit gegeben auf 


rund der Geschäftsordnung, ihn zur Ordnung zu rufen. 


Sonst hätte ich das getan. 


Dann kann ich auch dem Herrn Abgeordne- 
ten Keinhard sagen, daß in dieser Beziehung von nir 
eine Partei genau so behandelt wird wie die andere. 


(Zuruf des Abg. Reinhard: Ja, ja!) 


Die Mpnpreche ist damit geschlossen und 
wir kommen zur Abstimmung. 


‚, Die Zentrumspartei bezeichnet den Kommis- 
sionsbericht mit den darin enthaltenen Anträgen. 
des Zentrums als ihr Gutachten. Wer schließt sich 
diesem Gutachten :'an ? 


Die Sozialdemokratische Partei hat er- 
klärt, daß sie die Vorlage im ganzen begrüßt als 
eine einheitliche Schaffung, und sich vorbehält, 


ihre Anträge direkt an die Regierungskommission 
einzureichen. 


Abg. Schneider (SP): Ich möchte unser Gutachten zusammen- 


assen: Die sozialdemokratische Fraktion kann der 
Vorlage über die Jugendwohlfährt nur unter der 
Bedingung zustimmen, daß die BE AOpHFUNESEDE- 
mission vorgelegten Anträge in dem Gesetz mitver- 
arbeitet werden. 


Vorsitzender: Wer dafür ist, möge die Hand erheben ? 


| . Ich stelle fest, Zentrum, Deutsch-Saar- 
ländische Volkspartei stimmen der Vorlage zu. 

Die Sozialdemokratische Partei stimmt zu unter der 
Bedingung, daß die ge Eretger;, mungen Gar vorge- 
legten Anträge ın dem Gesetz mitverarbeitet werden. 


Die Kommunistische Fraktion lehnt die Vorlage 


ab. 
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Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung betr.: 


„Regelung des Iuftverkehrs im Saargebiet. " 


Ich erteile hierzu dem Berichterstatter,Herm Ab- 
geordneten Becker das ort |! 


Abg. Becker (Z): Meine Herren! Die Kommission hat be- 
schlossen, die Vorlage dabattenios zu verabschie- 
den und mich beauftragt, die Ansicht der Kommission 
über den Anschluß des Saargebietes an das luftver- 
kehrsnetz in folgender Yntschließung dazulegen. 


Der Lendesrat richtet an die Kegierungs- 
kommission das dringende ‚Ersuchen, mit allen 
Mittein dahin zu wirken, deß die Aufnahme des 
regelmäßigen Luftverkehrs mit Beginn der kon- 
menden Flugsaison unter allen Umständen erfol- 

en kann. Die jahrelange Verzögerung der Ein- 
eziehung des »aargebietes in “en internatio- 
nalen Luftverkehr hat bereits die emste Gefahr 
heraufbeschworen ‚daß das Saargebiet trotz sei- 
ner vom Standpunkt des luftverkehrs aus gün- 
stigen a Engine) übergangen wird und daß 
sien der in unaufhaltsamen Fortschritt befind- 
liche Iuftverkehr abseits des »aargebietes 
weiterentwickelt. Diese Gefahr,deren Folgen 
insbesondere für die Wirtschaft höchst näch- 
teiliger Art sein müßten,gilt es,in letzter 
Stunde zu bannen! Der Landesrat ıst der Über- 
im en ng etwa noch zu überwindende Schwie- 
rigkeiten keinesfalls der Aufnahme des regel- 
mäßigen Fiugverkehrs auf den für das »aarge- 
biet besonders wichtigen Linien im Frühling 


dieses Jahres im Wege stehen dürfen. 
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Vorsitzender: Biezeegen erhebt sich kein Widerspruch ! 
Ich stelle fest, daß die Vorlage und die von Herrn 
Becker verlesene Entschließung einstimmig angennn- 
men wurden. 
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Vorsitzender: Wir komnen dann zu Punkt 3 der Tages- 
ordnung betr.: 


Übereinkommen über die Eichun 
cer Binnenschiffe. = 
Ich erteile dem Berichterstatter,Herm Ab- 
geordneten Floffmann das Wort! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Die Kommission verab- 
‚ schiedete dıe Vorlage ohne Einwände zu erheben 

stellte jest fest,daß der Landesrat die Nicht- 
vorlage des Abkommens der kegierungskomuission 
mit Frankreich bedauert und fordert,daß diese Vor- 
lagen jederzeit dem Landesrat vorgelegt werden 
müssen. Besonders stellt sie die Forderung, die 
Vorlage über die kommenden Steuerabkomuen dem Lan- 
desrat vorzulegen,ehe sie in Kraft gesetzt werden. 
Die Kommission hat ferner betont, daß sie die 
Auffassung vertritt,daß sämtliche Vereinbarungen 
mit anderen Staaten dem Landesrat vorgelegt wer- 
den,bevor sie in Kraft treten. 
v> , Femer wird zum Ausdruck gebracht,daß 

die Übereinkommen der internationalen Arbeitsorga- 
nısationen dem Landesrat vorzulegen sind. Beson- 
ders wurde in der Kommission darauf hingewiesen, 
daß die Übereinkommen über die Unfallversicherung 
im naargebiet einzuführen sind. Ferner wurde be- 
schlossen,die Kegierungskommission zu ersuchen, 
dem Landesrat das Abkommen betr. Steuervorlagen 
und das Abkoumen betr. Sozialversicherung zugehen 
zu lassen, welche vorsehen, daß die saarländischen 
Bestimuungen den jenigen im Reiche angepaßt wer- 
den,da die Abkommen bereits seit dem 1.11.1927 in 
Kraft,die Gesetzentwürfe aber dem Landesrat bis 
jetzt noch nicht zugegangen sind. 
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Vorsitzender: Das Wort wird nicht gewünscht; die Vor- 
lage ist somit im Sinne des von Herrn Hoffmann vor- 
getragenen Komuissionsbeschlusses angenomuen. 


| "ir komuen nun zu Punkt 4 der Tagesorö- 
nung betr.: 


Abänderung des 9 92 der Gewerbeordnung. 


Ich erteile dem Berichterstatter,Herrn 
Abgeordneten Heckler das Wort! 


Abg. Heckler (KP): \eine Herren! Die Vorlage wurde be- 
reits in der Komuissionssitzung vom 12.ds.Mts.be- 
handelt. Es wurde allerdings keine Einigkeit er- 
zielt, da sämtliche Fraktionen sich ihre Stellung- 
nahue bis zum Plenum vorbehielten. 

Der Antrag des Abgeordneten Becker auf 
Grund der Eingabe des Schutzverbandes für Handel 
und Gewerbe, wurde,nachden der Kegierungsvertreter 
erklärt hatte, daß der Antrag der Regierungskon- 
nission - Justizverwaltung- zur Nachprüfung vor- 
#elegt worden sei,seitens des Ahtragstellers zu- 


rückgezogen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeoräneter Becker ! 


Abg. Becker (2); Ich möchte nur sagen, daß wir verah- 
lassen wollten, daß die Geldstrafen in angemesse- 
ner Weise erhöht werden,weil einige Geldstrafen 
dasind, die ihren Zweck nicht nehr erfüllen. 

Im Übrigen nehmen wir den Entwurf so 
an, wie er vorgeschlagen worden ist. 


Vorsitzender: Das Nort hat Herr Abgeoräneter Fetri! 


Abg. Petri (SP): Wir stimmen dem Entwurf zu,daß die 
Geldstrafe auf 50 Franken festgesetzt wird. Wir 
halten es für erforderlich, daß das gesante In- 
nungswesen einer hevision unterzogen wird, es 
entspricht heute nicht mehr den modernen Verhält- 
nissen,daß das Zwangsinnungswesen in den bisheri- 


gen Formen weiterbesteht, es entspricht auch nicht 


mehr dem Koalitionsrecht des handwerksuäßigen Ge- 


werbes,entspricht nicht mehr der allgemeinen Linie, 


die heute ja auch vom Handwerk gegenüber der In- 


dustriearbeiterschaft eingenommen wird. Hier sehen 


wir unter dem Zwangsinnungswesen, daß man gesetz- 


mäßig gewisse Branchen zusammenfäaßt. Wenn die Hand- 
werker in irgendeinem Sinne nicht den Vorschriften 


der Smeneninnung nachkommen, belegt man sie mit 
harten Strafen. Das halten wir nicht für richtig. 
Es geht nicht an,daß die kleinen lland --werker, 


die in einem Notzustand leben, von der Zwangsinnung, 


die die gutgestellten \eister präsentiert, nit 
"illkürmaßnahnen und hohen Strafen belegt 
werden, wenn einmal eine Innungsversammlung ver- 
säumt wird. Wir wünschen daher, daß in diesem Ge- 
samtrahmen eine £rundsätzliche Kegelung aller Fra- 
gen erfolgen muß. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Heckler! 


Abg. Heckler (KP): Meine Herren! Der Zweck dieser Vor- 
lage ist klar. \.an versucht mit Hilfe von Unter- 
lagen die Kleinhandwerker, die draußen eiwas bil- 
liger arbeiten als die Handwerker der Großstandt, 
zu zwingen, die gleichen Preise zu fordern bezw. 
die gleichen Tarife. Dazu will ich einen logischen 
Fall in einem Beispiele anführen. 

__Wir wissen, daß die Friseute &auf den | 
Lande billiger arbeiten, wie in der Stadt,wir wis- 
sen, daß das hasieren auf dem Lande_l Franken - 
kostet, während es in der Stadt 2.50 Franken 
kostet. Wan versucht daher einen Druck auszuüben 
a re daß der Handwerker verpflichtet sei, 
in Zukunft die Tarife der Handwerker der Großstadt 
Saarbrücken anzunehmen. Aus dem Grunde wäre es 
eine Verschlechterung der Lebenslage _des Händwer- 
kerständes. lir lehnen daher dıe Vorlage ab. 


Vorsitzenden: 
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Vorsitzender: Das Wart hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


Abg. 


Schmelzer (DSV): Meine Herren! Man soll nie über 


über etwas reden,über das man sich vorher nicht 
unterrichtet hat. Was die Herren Abgeordneten 
Heckler und Petri mein en, ist nicht zutreffend. 


. Die Dinge liegen so: Die Großhandwerker sind Geg- 


er Zwangsinnungen, die kleinen aber Freunde 
avon; also gerade umgekehrt wie es die beiden 
Vorredner dargelegt haben. Ich will wich aber 

bei dieser verhältnismäßig nebensächlichen Frage 
enthalten, auf._die Angelegenheiten des Handwerks 
näher einzugehen. Nur soviel möchte ich bemerken, - 
daß es, wie es jedem Berufsstande recht ist,auch 

im Handwerk sein soll,daß nämlich auch das Hand 
werk sich seine Organisation wählen kann. ‚die es 
für richtig hält. 

r wünschen die AEnOhung Gar Strafen 
des Strafreohts der Innungen der beldentwertung 
entsprechend. Den Fraktionen ist ein Antrag der 
Handwerkskammer zugegangen,in dem gewünscht wird, 
daß das Strafrecht auf etwa 150 Franken erhöht 
werde,es ist darin auch daraufhingewiesen, daß 
im Keiche die! Höchstgrenze auf !000.-Nark festge- 
setzt ist. Der Gesetzgeber im Reiche hat wohl ge- 
wußt, weshalb er die Strafgrenze erhöht hat. Es 
geschah aus dem Wunsche heraus,den Organisationen 
ın ihrem Betreben behilflich zu sein. 

Meine Herren! Ich kann nur sagen: Nehmen 
Sie den Antrag im Interesse der Handwerker, auch 
der Kleinhandwerker, an. | 

Wir schlieben uns diesem Antrage der Hand- 
werkskammer an und lehnen die HKegierungsvorlage 
ab. Es ist bedauerlich, daß der Herr Abgeordnete 
Becker seinen noch weitergehenden Antrag zurück- 
genommen hat. Ich nehme gem an, daß er ihn zur 
gegebenen Zeit wieder einbringen wird. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg. Becker (Z): Ich habe den Antrag zurüc 


; kpetagen weil 
uns von der Regierungskommission die Zusage ge- 
macht worden ist, daß im allgemeinen eine Nach- 
prüfung stattfinden soll, in welcher Weise und 
inwieseit die Geldstrafen,die durch die Geldent- 
EN FUng heruntergedrückt wurden,erhöht werden 
sollen. 


Vorsitzender: Wir kommen nun zur Abstimmung. 





er für den Entwurf ist, möge die Hand erheben! 
Dafür stimmen Zentrum und Sozialdemokrätische 
Fraktion. 

‚, Deutsch-Saarländische Volkspartei und, 
Kommunistische Partei lehnen den Entwurf ab, die 
a Se Engl inche Volkspartei schließt sich 

em einschl.Antrag der Handwerkskammer an. 
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Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung betr.: 
inde der nechtsanwaltsordnung. 


Die Vorlage ist in der Kommission einstimuig ohne 
BASS Fangen angenommen worden. Da sich niemand zum 


Wort m a kur ich an,daß Sie damit einverständen 


sınd. Die e ist somit verabschiedet. 
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Wir kommen nun zum letzten Punkt der Tages- 
ordnung betreffend: 


Dritte Verordnung zur Abänderung der Verord- 

gung der Kreigsbeschädigten - 
ebenen ım »aargebjet und der 
LI1NnIN > des X 





nuns 
na Arıeersnintert 
Verordnung 9 & 


SCNHAUENZESETZES. 


> DR6 Vrlage ist neu und einen kurzen Bericht 
wird uns Herr Abgeordneter Betz geben. 


bg. Betz (5: Meine Herren! Es handelt sich_um die 


9.Novelle zum heichsversorgungsgesetz. Die Kon- 
nission hat sich in ihrer Sitzung damit einver- 
standen erklärt,die Vortage bereits heute zu 
verabschieden,um den Kriegsopfern die \öglich- 
eit zu geben, so schnell wie möglich in den 
Bezug der durch die Vorlage festgelegten höheren 
MEERE NBOOENOR DihrnL.age zu gelangen. 

.. Einige von der Sozialdemokratischen 
Fraktion in der Kommissionssitzung aufgeworfene 
Fragen wurden von der Regierungskemmission 
Bar 6rich in einem befriedigenden Sinne beant- 
wortet. 

: Zum Schlusse gestatte ich mir noch - 
und ich glaube, hierbei der Zustiunmung des ganzen 
Hauses gewiß zu sein-, den Vorschlag zu unter- 
breiten, daß das \itglied der kegierungskomnis- 
sion für Volkswohlfahrt ermächtigt wird, eine 
neue Textierung des gesamten Reichsversorgungs- 
ep teen in der nun vorliegenden Fassung im 
BE AREN der Kegierungskommission zu veräffent- 

ichen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


Abg. Kiefer (Z): Wir stimmen dieser Vorlage zu, da sie 


die logische Folge ist der Frankfurter Äbmachungen 
zwischen dem heiche und dem Saargebiet, und wir 
wünschen für die Zukunft,daß, wenn im hkeich An- 
derungen vorgenommen werden, sie tunlichst schnell 
im Saargebiet in Wirksankeit gebracht werden. Wir 
hätten nun noch einige Wünsche vorzubringen, die 
ich decken mit denen, die von Seiten der Kriegs- 

beschädigten-Ürganisa ionen vorgebräacht werden. 
Trotzdem das Saargebiet auf Grund der Frankfur- 
ter Abrede die Ben Fimmungen Jeneh im keiche an- 
Bannen soll, besteht noch ein Unterschied darin. 

a wird von den Kriegsbeschädigten verlangt,daß 
überall die notwendige Angleichung stattfinden 
soll. ”iesen Wunsch unterstützen wir. Es näher 
zu benennen erübrigt sich, weil der Abteilung | 
Sozialversicherung diese Forderungen bekannt sind, 
315 die Kriegsbeschädigten vorgebracht haben. 
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Es ist zu wünschen, daß die Bestimmungen über 
die Elternbeihilfen etwas verbessert würden. 
Es müßte darauf gesehen werden,daß die Grenz- 
fälle nicht allzu schroff behandelt werden. Es 
dürfte zu überlegen sein,ob nicht das Reich und 
das Saargebiet,weil hier die Sozialrentner 
schlechter gestellt sind, es ermöglichen könnten, 
daß die sogenannte Elternbeihilfe allen Sozial- 
rentnern zugebilligt wird. Ein dritter Wunsch 
besteht darin, daß die Verhältnisse wie sie im 
eiche betr. Lohnsteuer bestehen, auch im Saar- 
gebiet ermöglicht werden. Drüben im heiche ist 
es so,daß die sogenannte lohnsteuerfreie Pau- 
schale von 100 Mark um den Hundertsatz der Rente 
erhöht wird. Das ist eine große Erleichterung; 
auch diese Erleichterung ist hier zu schaffen, 
wenn man die sogenannten steuerfreien Beträge 
Sozialabzug und Werbungskosten um dasselbe Aus- 
maß wie der Hundertsatz der nente beträgt,eben- 
falls ausdehnt, um so eine Gleichheit zu schaf- 
fen zwischen dem Saargebiet und dem keiche. Das 
wären unsere Wünsche. Dann haben wir noch einen 
Wunsch betr. Einbeziehung der Schlafkrankheit 
in das Versorgungsgesetz. Es ist wohl so,daß _ 
während und nach dem Kriege diese Krankheit ein- 
mesnie pt wurde durch Gefangene und Schwarze, 
ie sich in Deutschland und hier befanden,worun- 
ter noch viele Personen leiden, die dädurch im 
Erwerb geschädigt sind. Es sind nicht sehr viele 
Fälle und es würde nicht zu sehr die Allgemein- 
heit treffen, wenn man diesen Menschen helfen 
könnte, die sehr zu leiden haben. Das wäre das, 
was wir zu sagen hätten. 
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Vorsitzender: Das Wort het Herr Abgeordneter Betz ! 


Abg. Betz (SP): Meine Herren! Namens meiner Fraktion 
habe ich zu erklären,’daß wir der Vorlage unsere 
Zustimmung erteilen. 
. _ Damit soll keineswegs gesagt sein, daß wir 
die Versorgung der Kriegsopfer nach Einführung. 
dieses u ee als in jeder Form ein- 
wandfrei gelöst betrachten. Wir wissen ganz genau, 
daß bei der Beratung dieser Novelle im Deutschen 
Reichstag eine große Zahl berechtigter Forde- 
rungen der Kriegsopfer unter den Tısch gefallen 

sind. An diesen Forderungen halten wir Test und 

haben zu erklären daß wir uns der Stellungnahme 
der sozialdenokratischen Reichstagsfraktion ‚wie 
sie von dem Abgeordneten Koßmann vertreten worden 
ist, voll und ganz anschließen. Diese unsere Auf- 
fassung richten wir sowohl an die Adresse der 
Hegierungskomx'ssion,aäls auch an die Adresse der 
Reichsregierung. 
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In nichtunterrichteten Kreisen wird zuwei- 
len die Auffassung vertreten, daß die Versorgung 
der Kriegsopfer außerordentlich günstig sei. Die- 
ser Auffassung muß mit aller Entschiedenheit ent- 

egengetreten werden. Wenn auch zugegeben werden 

ann,daß das Reichsversorgungsgesetz ge enüber 
dem Mannschaftsversorgungsgesetz vom Jahre 1906 
viele Verbesserungen äaufweist,so darf anderer- 
seits nicht verkännt werden,da3 die Höhe der ren- 
te nach dem RVG nicht in jedem Falle an die Höhe 
‘der Rente nach dem MVG 1906 heranreicht. Insbeson- 
dere bei einem Vergleich der Kaufkraft _der Frie- 
densmark mit der Reichsmark ist diese Feststel- 
lung unverkennbar. EN 

Seitens der Organisation der Kriegsopfer 
sind uns einige Anträge zugegangen. Es sind ins- 
besondere folgende drei Forderungen: 
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1) Die restlose Gleichsetzung mit den 
Kriegsopfern des Reiches hinsichtlich 
der Anwendung des $ 61 des RVG; 


2) Die Gewährung der gleichen steuerlichen 
Vergünstigung,wie sie den Versorgungs- 
berechtigten ım Reiche zuteil wird; 
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3) eine befriedigende Beeslung der Heil- 
behandlung für die Hinterbliebenen. 


Wir schließen uns den Forderungen der Kriegs- 
opfer an und verlangen die Erfüllung ihrer Wünsche. 
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Zum Schlusse möchte ich noch darauf hinwei- 
sen,da® mir aus Kreisen der ariegsonfer Klagen 
darüber zugegengen sind,dab die Durchführung von 
Berufungsverfahren beim Versorgungsgericht &äußer- 
ordentlich langsam vonstatten geht. Die Ursäche 
dieses Schleppendea ee soll aber 
keineswegs einem Vsrschulden des Versorgungsge- 
richtes zuzuschreiben sein,sondern lediglich dem 
Umstände, daL es cem Versorgungsgericht än den 
erforderlichen Unserkunftsräumen fehlt. Viele Hun- 
derte von Berufungen sollen aus diesem Grunde ih- 
rer Erledigung harren. Ich erächte es für dringend 
notwendig, dä diesem Übelstande sobald wie möglich 
abgeholfen wird. 


N PeXZ 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter heinhard! 


Abg. heinhard_ (KP): Meine Herren! Sie werden wissen ‚da. 
je 5.Novelle im Reichstag gegen die Stiwmuen der 
Kommunisten angenonwen wurde. Was die Komuuni- 
stische Reichstagsfraktion veranlalLt hat,gegen 
diese Verordnung zu stimmen, ist gerade das,was 
der Abgeordnete Betz angedeutet hät, nämlich die 
Versorgung der Kriegsopfer. Die Versorgung der 
Kriegsopfer ist nicht diejenige, wie wän Sie von 
gewisser Seite hinzustellen sucht, auch die jetzi- 
e Novelle hat nicht das gebrächt, was im Vor- 
riegsgesetz Fee gb Laßt war. So möchte ich ganz 
kurz diese Behauptung nachweisen,demit hier 
Klarheit besteht, wie in Yirklichkeit die Versor- 
gung der Kriegsopfer aussieht. Die monatliche 
ente wurde erhöht, bei 
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‚Im Vergleich zu den kenten-Sätzen der 
Vorkriegszeit sind die beschlossenen Rentensätze 
bei einer Erhöhung der Lebenshältungskosten von 


für 
30 % Ermerbsbeschränkte 8% 
40 % 7 35 9. 
0 % % 43 % 
60 % > 48 % 
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90% e 65 der Friedensrenten. 


Die Erwerbsunfähigen,also die 100 % Er- 
werbsoeschränkten erhalten die nowinelle Friedens- 
rente. Die angs cc benen Sätze sind für Verheirätete 
ohne Kinder Klasse B ohne Zusätzrente. Unsere For- 
derung gebt dahin,die 10 und Z0 %igen Beschädie- 
ten wieder &ufzunehmen. Diese Forderung wurde _ 
geBen die Stiumen der Bürgerlichen und der Sozial- 

emokratischen Partei abgelehnt. "ir wollten haben, 
dal den 100 % Beschädigten 1500.-Mark und den 10 % 
igen Erwerbsbeschränkten also 150.-hark gewährt 
werden sollten. Bei der Eu Fe Tung des ) wurde 
der Begriff '"Vollrente " geändert. Bisher hat sich 
die Vollrente aus Grundrente und Schwerbeschädig- 
ten-Zulage zusammengesetzt. Nach dem neuen Be- 
schluß ergibt sich zu dem bisherigen,ein besonde- 
rer Nachteil für die Hinterbliebenen und eine 
unwesentliche Erhöhung ihrer Rente. 


Die 
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Die Hinterbliebenen dente betrug für Titwen 


bei 50 % ri 29,5 and wurde erhöht auf 


«iv UN 4 
bei 60 % bisher 40.70 und wurde erhöht auf 

74,50 un 9 % | | 
bei einem Elternteil von 32.60 auf 34.70 un 6 % 
bei beiden Eltern von 8.60 " 97.10 "10 % 


Der Bewertung der Sätze bei litwen ist die 
Ortsklasse B ohne Zusatzrente zugrunde gelegt. Bei 
Elternteil und Elternpaar ist dieselbe Ürtsklässe 
zugrundegelegt. Bisher hatten wir Witwen nit 40 % 
im.Deutschen heiche insgesamt <I9000 "itwen. 

Lie Renten der Nalb-aisen sind von 17 auf 
18.50 und der Vollwaisen von 27.15 auf 8.65 er- 
höht_worden. Er 

Die Anträge zur Heilbehandlung der Einterblie- 
benen, Nitwen, "aisen und Eltemn, äuf Kosten ces 
heiches wurden von den bürgerlichen Farteien abge- 
lehnt. Die Ausgleichszulage ‚Standeszulage,die eine 
Klassifizierung der Kriegsbeschädigten nach ihrer 
sozialen Ines edeutet,sollte nach unseren Anträ- 
gen fortfallen. Das war auch der Antrag der maß- 
geblichen Kriegsbeschädigten-Organisation des 
Keiches. Lieser Antrag wurde abgelehnt. Es bleibt 
also dabei, daß für gleiche 2 pm Da kenten 
in verschiedener Höhe gezahlt werden, je nach 
‘der sozialen Stellung des Beschädigten. 110369 un- 

elemte Arbeiter erhalten keine Ausgleichszuläge;, 

089 Notare ‚Geistliche ‚hechtsanwälte, Jerkweister 

erhalten 70 % Ausgleichszulage. Ein schiffer in, 
Ortsklasse B,70 % beschädigt,verheiratet,ohne Kın- 
der,erhält monatlich 76.50 Eli. Ein Ländarbeiter 
mit derselben beschäftigungsart erhält nur 45.-.., 
also 51.50 M. weniger. Bisker wurden un Pilege- 
zulage 432 bezw. 7%4_ocer 864 All jährlich näch 
lage ces Falles als Fflegezulage gewährt. Näch den 
je zigen Beschlüssen werden &00,900,1&00 oder 

500.-hli je nach der Lage des Falles gewährt. kin 
Antrag unserer ARMEE SEELE TAER TON. die 600.-ıl zu 
streichen und nur drei Stufen zu schaffen,wurde 
abgelehnt. Der jährliche Betrag für den Unterhalt 
eines Rlindenhundes wurde erhöht,ebenfalls in 
ganz minimalen Sätzen,die ich hier nicht vortragen 
will,da ich annehme, daß den meisten lüitgliecern 
des Hauses die Sätze bekannt sind. Von rund | 
300 ee enaleten. haben 50 000 den Bean- 
tenschein,ohne Aussicht zu haben, jemals als Beam- 
ter angestellt zu werden. Als Entschädigung für 
die Arbeit und die Auslagen, die der beschädigte 
hatte, um diesen Schein zu erlangen,verlängten. 
wir die ng einer EREBCHBO BUNG von monatlich 
15 Franken an die Inhaber des Beamtenscheines; 
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der Antrag wurde ebenfalls abgelehnt. Das Ster- 
begeld. das im Falle des Todes infolge der Dienst- 
beschädi e des Kriegsbeschädigten gewährt wird, 
wurde erhöht, ebenfalls um geringe Sätze. Wenn 
der Tod nicht die Folge einer Kriegsbeschädigung 
ist,wird ein Drittel dieser Sätze bezahlt. Neu 
beschlossen wurde,daß auch für die Hinterbliebe- 
nen Sterbegeld gezahlt wird,und zwar ein Drittel 
der Sätze, die für Kriegsbeschädigten gezahlt 
werden. Die Zusatzrente, die bei besonderer Not 
lage den Versorgungsberechtigten gewährt wird, ’ 
wurde erhöht,ebenfälls gestaffelt, und zwar so, 
daß immer wieder der größte Teil der Notleiden- 
den, die wirklich die HKenten bekommen sollten, 
die Benachteiligten sind. Eine Witwe oder ein 
Witwer,mit 60 v.H. anerkannt, erhält eine Zusatz- 
rente von 450.-\M jährlich,wenn keine versorgungs- 
berechtigten Waisen vorhanden sind. Ein Betrag 
von &0 Millionen Reichsmark wurde zur Gswährung 
von Erziehungsbeihilfen für die Erziehung der 
Kriegerwaisen, die bis zur Vollendung des <l.Le- 
musztores gewährt werden können,zur Verfügung 
gestellt. P 
Das sind die wesentlichsten Änderungen 
des Versorgungsgesetzes,auf das die Kriegsopfer 
so lange gewartet haben, welches nach dem Willen 
der Regierungskommission für lange Zeit den aaapf 
um die Versorgung der Kriegsopfer beendigen soll. 
Die Beschädigten wurden pmmäber den Hinterblie- 
benen bevorzugt behandelt. Die geschlossene Front 
der BrLagBo fer hat man dadurch Paper zu spal- 
ten verstanden. Die grundsätzlichen Forderungen 
der kommunistischen Reichstagsfraktion wurden 
durchweg abgelehnt, sodaß tatsächlich ‚wie ich 
hnen eingangs an Hand der Zahlen bewiesen habe, 
eute die Henten der Aemanter durchschnittlich 
der Kaufkraft kabaprechen geringer sind, wie sie 
in den Vorkriegssätzen festgelegt waren. Deshalb 
hat die Kommunistische Keichstagsfraktion gegen 
diese 5.Novelle gestimmt. Die Kommunistische Lan- 
desratsfraktion weiß,daß, falls sie ebenfalls hier 
im Hause gegen diese Novelle stiumen würde ,sie trotz- 
dem an dem Gesetz nichts mehr ändern könne, und sie 
weiß andererseits,daß,nachdenm diese 5.Novelle Ge- 
setz geworden ist, die kleinen Erhöhungen schon im 
Keichsmaßstab in Anwendung kommen,ein Gegensteumen 
egen dieses Gesetz im Landesrat eine Verzögerung 
es Gesetzes bedeuten würde,ohne daß irgendwie 
die Möglichkeit bestände,die kommunistischen For- 
derungen durchzusetzen. Aus diesem Grunde kann 
die Kommunistische Landesratsfraktion ebenfalls 
nicht gegen die sofortige Einführung der 5.Novel- 
. le auch für das Saargebiet stimmen. Wir fassen, 
deshalb unsere Auffassung dahin zusammen ‚daß wir 
nach wie vor auf dem Standpunkte der Forderungen 
der Kommunistischen Reichstagsfraktion stehen, die 
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such die Forderungen der Äriegsopfer sind. Da . 
wir aber jetzt nicht in der läge sind,irgendwie 
in dieser Linie etwas zu tun, weil das, Gesetz 
im wesentlichen keichsgesetz ist,stimnen wir 
nicrt gegen die Einführung der 5. Novelle, um 
den KrieZsopfern des Saargebietes die geringen 
Erhöhuneen Sofort zugänglich wachen zu können, 


Im Anschluß daran möchte ich den Ver- 
treter der Regierungskommission bitten,nächher _ 
darüber Auskunft zu geben ‚was die Kegierungskou- 
nission in der Frage der dauernden Ausweisung 
reichsdeutscher,politisch tätiger Führer als Ant- 
wort auf-unsere Anfrage zu sägen hat. Ferner 
möchte ich Auskunft darüber haben, was die Regie- 
rungskommission nun endlich zu tun gedenkt ‚un 
die dauernden Übergriffe einer heihe Bürgernei- 
sterämter, die sich als Agenten der fränzösischen 
Grubenverwaltung hier aufspielen, zu unterbinden. 
Das sind 2 Anfrazen, die ich in Anschluß daran 
den Vertreter der hkegierungskonmissinn bitten 
möchte, zu beantnorten.- 


Vorsitzender: Das ‘ort hat Herr Abgeordneter Schuelzer! 


Abg. Schwelzer (DSV): ir stianen der Vorlage zu und 
nächen die Anträge,die Angleichung an das keichs- 
versorgungszesetz,außerdeu bei der Elternbeihilfe 


wie sie das Zentrum in seinen Anträgen dargelegt 
hat, zu unseren eigenen. | 


Vorsitzender: Das ‘ort hat ierr Abgeordneter Albert ! 
Abe. Albert (DYP): Wir stimmen ebenfalls der Vorlage zu. 


Vorsitzender: Dann schließen wir die seratung der Vorlage. 


Das "ort hat 4err Staatskomuissar Dr. Hein ! 


Staatskoumissar Dr. Hein: Meine Herren! Die Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Reinhard bezieht sich, wie 
ich ännehme äuf die Person des heichstägsabgeord- 
neten freutzburg,da er diese auch in einer Kon- 
nissionssitzung bereits gestellt hat. Die Beant- 
wortung ergibt sich aus der an die Koumunistische 
Landesrätsfraktion unterm 17.Januar 198 erteilten 
schriftlichen Beantwortung. 


Perner 
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um iarren! Ferner habe ich noch eine An- 
nmunität der Abgeordneten zu beantwor- 


"Die Immunität wird im Verfassungsrechte der 
einzelnen Staaten den “ütgliedern der mit ge- 
setzgebender Gewalt ausgestatteten Körper- 
schaften in &rößerer oder geringerer Ausdeh- 
nung gewährt. Dagegen genieLen andere ,das Volk 
repräsentierende Körperschaften,welche keine 
gesetzgebende Gewalt ausüben,dieses Vorrecht 
one, Kensgatene nicht in seinem ganzen Umfange. 
Den „ütgliedern des Landesrates,der beim Zu-. 
 standekonmen der Wesetze nur beratende Funktio- 
nen Ausübt, die Immunität zu gewähren, würde be- 
deuten, auf sie die Vorrechte der Parlanentsuit- 

lieder auszudehnen ‚also viel weiter,als in an- 
jeren Ländern zu gehen, Die iwgierungskommission 
ist der Ansicht, dal sie dazu nach dem Friedens- 
vertrage nicht berechtigt ist. 

Die Immunität soll ihrem Wesen nach verhin- 
dern, dal Ferlamentswitglieder wegen ihrer Ab- 
stimmung oder Meinungsäußerungen in Ausübun 
ihres Berufes strafrechtlich oder dienstlich 
verfolgt werden,und da sie durch strafrechtliche 
Verfolgungen wegen außerhalb des Parlaments den 
Arbeiten in Sitzungen desselben entzogen werden. 

Die hegierungskommission hät in den vorkom- 
menden Einzelfällen immer gefür gesoret ‚daß 
diese aus dem Begriff der Immunität schließenden 
Freiheiten im Interesse des +andesrates seinen. 
„witgliedern Büpute koumen,wenn auch im »aargebiet 
formell keine amuni tät besteht. Sie will auch 


in Zukunft in dieser fraxis fortfahren. " 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


£bg. Reinhard (KP): Meine Herren! Der Herr Staatskon- 
missär hat erklärt,daß meine Anfrage unklar ge- 
halten wäre. Ich habe mich deshälb kurz gefaßt, 
weil ich annähm,daß die Frage zu Protokoll ge- _ 
nommen war. Es hendelt sich da um eine ganze Hei- 
he von Fällen, wo Bürgermeisteräuter des Säarge- | 
bietes einfach dazu ü ergehen und arbeitslose 
Arbeiter in die Gruben der LEITEIgSBe LLNCheTt 
von Saar und .osel näch Frankreich verweisen und 
bei einer Nichtaufnahme der Arbeit den betreffen- 
den Arbeitern die Erwerbslosenunterstützung ein- 
fach entziehen. Die Auffassung der Kommission 
Eine damals daähin- soviel ich mich entsinnen kann-, 
&ß dies in keiner Weise geduldet werden könne. 
a „vage ich, er es #8, daß ein Staat Mit- 
BaasEeE Meinen SE a GB EWiDEh, Ingame 
litischen hechte haben, /rbeit aufzunehmen und 
gie unter Sträfe stellt bei Nichtäufnahme der 
rbeit ? Durf es sein, d&ß man ihnen dann einfach E: 
den Brotkorb gunz wegnimmt. Ich habe gehofft, daß 
die Fräge weitgehend geklärt worden sei. Dünuls 
wurde erklärt, daß die “rbeitslosenversicherung 
dieses Vorgehen der Bürgermeister dulden würde. 
Tir wollen eine klere Antwort der Kegierungskon- 
mission,ob die gesimte hegierung diesen Skandal 
duldet. "ir haben ‚Jeldung von einer Reihe Bürger- 
meistereien, d&ß eine ganze Änzähl dieser Fälle 
vorliegen. Dus ist umso verwerflicher,als bekunnt- 
lich gerude in den Gruben in Lothringen mit aller 
Brutalität gegen die Zrbeiter vorgegäangen wird, 
unsomehr als die „rbeiter gerade in den Gruben 
die “rbeiter in sozialer und sonstiger Hinsicht 
immer noch sehr benäüchteiligt sind. Das sind die 
brennenden Fragen, über die die Arbeiter Auskunft 
verlungen. Unter keinen Umständen können wir es 
dulden, duß den Arbeitern, die dort die “rbeit 
verweigem,hier im Suurgebiet ihre Unterstützung 
entzogen wırd. Es geht nicht en, daß man dem är-. 
beiter im Saargebiet die Erwerbslosenunterstützı 
nimmt, weil er sich weigert, die ihm in Frenkreic 
zudiktierte /rbeit &ufzunehnen. 


Vorsitzender: Des “ort hut Herr Steuätskommissur Dr.Hein! 


en 
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Staatskomnissar Dr. Heim ! Die Anfrage geht an das Arbeits. 
amt und wird in der nächsten FPlenarsitzung ausführ- 
. von der Regierungskouuission beantwortet wer- 
en. 
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(Zuruf des Abg. Reinhard: Inzwischen sind 
die Leute verhungert ! 


Sie haben mit keinem Wort darauf ninBen Aegn.daß 
BE in der heutigen Sitzung behandelt werden 
soll. 
(Zuruf des Abg. keinhard: Wir ersuchen,die 
Frage sobald wie nöglich klarzustellen. ) 
Vorsitzender 





Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeorineter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Es ist gesagt worden, 


daß die Anfrage an das Arbeits | gehen 
soll. Ich habe das Gefühl, daß Herr Reinhard die 


erste holle spielen wollte. Es handelt sich meines 


"issens um einen Fall. Jedenfalls hat der hegie- 
EUORRTETETeGGE damals zugesägt, daß dieser eine 
Fall eingerenkt wird. ‘ir vertreten auch die 
Meinung, d&aß diese Vorkoumnisse unbedingt ver- 
mieden werden müssen. Zu_ der Erklärung des Herrn 
Sstaatskoumissars zu der Frage der lamunität der 
Mitglieder des landesrates kann ich sägen, daß. 
neine Partei natürlich eine solche Erklärung nie 
als eine Erklärung annehmen kann. 

‚ Wir stehen auf dem Standpunkt ‚daß wir 
die Immunität nicht benötigen,denn wir werden 
trotzdem das tun,wäs wir für notwendig halten. 
Jedenf&lls kenn die a mit 
einer solchen lendenlähmen Erklärung die Forde- 


rung, die der Laändesrät zu stellen hat,nicht ab- 
lehnen. 


Ich möchte dann noch därauf hinweisen, 


daß nüch unserem Defürhälten es ausgeschlossen 
ist, daß man einfäch Leute,wenn sie nicht ge- 
nehm sind, “us dem Süurgeblet ausweist oder 
ihnen die Aufenthaltsgenehmigung entzieht. Wir 
können die Äuffussung der hegierungskommission 
nicht unterstützen,sondern legen dagegen ener- 
gisch Verwahrung eın. | 


Vorsitzender: Meine Herren, die T&ägesordnung ist erle- 


igt. "ir kommen noch zu den kurzen Anfragen. 
Wird darüber das ort gewünscht? 


Das Yort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


£bg. Kiefer (Z): Yir haben nur zu erklären,daß wir die 


„ntwort der Kegierungskommission nicht verstehen 
können. “us wir für nötig hälten zu sagen, tun 
wir auch ohne Immunität. 


Vorsitzender: Däs Wort ha: Herr Zbgeordneter Schnmelzer! 


bg. Schgelser 4DST : Ich muß saugen, daß uns die Er- 


lärung der hegierungskommission &ußerordent- 
lich gut bekommt. Denn sie gibt uns die Möglich- 
eit,weiterhin zu zeigen,wie rechtlos die Bevöl- 
erung im Sauargebiet ist. Zu der &nderen Säche 
öchte ich jetzt schon kurz darauf hinweisen, 
daß die bteilung Volkswohlfährt ulle Fraktionen 
‚des Lendesräütes,&lle Parteien und die gesamte 
Beyalka sung gegen sich hat, wenn sie weiterhin 
versucht, Arbeiter von hier ins Zusland zu 
zwingen. Und 2s kommt zum offenen Kampf ,wenn die 


Kegierungskonmn. ssion weiterhin auf dem Standpunkt 
stehen soll. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter neinhard! 


Abg. heinhard (KP): Meine Herren! Es ist selbstverständ- 
ich,daß die Kommunistische Fraktion über die 
Frage der Immunität ihren Standpunkt "aufrecht 
erhalten muß. Aber ich möchte zu der Nieht-Aus- 
dag mn unserer Parteigenossen folgendes sagen: 
Der Herr Vertreter der u =, 
BE so freundlich sein und den Abgeordneten des 
Bere MassnEnte FenanaNen)e ren ‚Nne für ein Un- 
terschied es ist,wenn die hegierung sagt,eine 
Ba sung ist nicht erfolgt,sondern es wurde ihm 
die zugen haltsgenehmigung entzogen,weil er, 
Nich länder ist. fir glauben wohl,daß in der 
Regierung selbst in gen Kreisen der winister Leu- 
te sitzen,die Nicht-Saarländer sind und eine 
Aufenthaltsgenchnigung haben und daß es im Saar- 
>biet_ Hunderte und +ausende von Leuten gibt,die 
icht-saarländer sind. Wir können nicht begreifen, 
daß man auf der einen Seite u. die re; 
ist nicht erfolgt,sondern man hat die Aufenthalts- 
Be mi gung entzogen. Hier war es so,daß man den 
eichsabgeordneten aussßonierte und erfahren hat, 
aß er im Zuge sitzt,um das- Saargebiet zu ver- 
assen,um ihm dann eine Depesche näachzuschicken, 
daß er ausgewiesen sei. Überhaupt ist der Unter- 
schied des Begriffes Sumeimıng und Aufhebung 
- der Aufenthal seepehmigung nicht zu verstehen. 
der Frage der Immunität kann die hegierung 
folgende Haltung einnehmen. Die Hegierung hat die 
Möglichkeit,den gesamten Landesrat eines lages 
Busuapercen und zu veränläassen,daß die gewählte 
Vertretung des »aargebietes * geschlossen nach 
der lerchesflur kommt. 


‚Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgerrdneter Hussong! 


bg. Hussong (DSV): Meine Herren! Die Deutsch-Saarländi- 

| sche Volkspartei hat folgenden Antrag der Be-und 
Entwässerungs-Wenossenschaften zu hegulierungen 
von Ländereien einzubringen: 


"Von Seiten der Genossenschaften wird Klage 
erhoben, daß die Ausführungsarbeiten der sn 
dringend notwendigen HKHegulierungen sehr darunter 
zu leiden haben und sehr oft zurückgestellt wer- 

en müssen, da die von der hegierungskommission 

bewilligten Zuschüsse nicht zur gegebenen Zeit 
ausgehändigt werden. iz 

Wir bitten die Kegierungskommission ‚aus 
dringenden Notwendigkeitsgründen darüber sorge 
tragen zu wollen, daß die Auszahlung der Beträge 
für die in rar kommenden \enossenschäften 
stets rechtzeitig erfolgt. " | 


‚ „Meine Herren! Zur Frage selbst._Im heiche 
hat die Landwirtschaft ein gesetzliches Recht auf 
diese Zuschüsse und ich glaube, dieses hecht muß 
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man der Landwirtschaft angute kommen jasgen. Wenn 
auch im Heiche die Zustellung dieser Gelder auf 
eine andere Art erfolgt. 

Wir bitten im Interesse der Notlage der 
Lendwirtschaft, daß diese Zuschüsse zu gegebener 
Zeit ausgehändigt werden, damit die dringenden Ar- 
beiten nicht darunter leiden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Gladel! 


Abg. Gladel (2): Meine Herren! In der Kommissions-Sitzung 

| war die Hede davon, daß diese Anfrage gemeinschaft- 
lich gemacht werden soll. Wir sind allerdings nit 
dieser Anfrage einverstanden,möchten dazu aber noch 
bemerken, die Schuld einer verspäteten Auszahlung 
liegt in der hegel nicht am Kultur-Bau-Amt, sondern 
an der Abteilung Finanzen. In den alle rmeisten 
Fällen werden die Vorarbeiten beim Kulturbauanmt be- 
endet sein,ehe es der hohen Finanz-Direktion in den 
Sinn kommt,die Anweisung des Zuschusses in die Wege 
zu leiten. Wir würden es begrüßen,wenn die Zuweisung 


der hegierungszuschüsse in Ilotterem lempo erfolgen 
würde. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Ulrich! 


Abg. Ulrich(KP): Ich habe noch eine Anfrage an den Herrn 
tastskonmissar zu richten. Kann der Herr Staatskon- 
missar sagen, ob es richtig ist,daß im Zusammenhang 
mit der Ausweisung von Creutzburg ein Druck ausge- 
übt wurde und gleichzeitig das Verbot der Aufmärsche 
einzelner Ortsgruppen des Eu AR. Fra DRNmpERT ande 
erlassen wurde. Wir sind der Meinung, daB,wenn ein 
Verbot besteht, dies für alle Vereine gilt. 


Staatskomissar Dr. Heim: Alle Äufmärsche sind verboten! 


(Zurufe der Kommnisten: Auch die Fronleichnäns- 
prozession ? 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmenn (SP): Ich kann mich dem Herrn Ähgeordneten 
Hussong nur anschließen. "ir vertreten die Auffas- 
sung,daß man der ja ag jap Landwirtschäft unter 
die Arme greifen soll. Übrigens sind ja im Etat 
Mittel zur Verfügung gestellt worden. Es wird not- 


wendig sein, daß man sie erhöht und an die notwen- 
digen Stellen bringt. 


Ich muß weiter darauf hinweisen,daß in 
dem Waße,wie der fbgeordnete Ulrich däs Verbot des 
Zufmarsches der Roten Frontkänpfer herangezogen 
hat,äuch der Aufmarsch des Reichsbanners verboten 
wurde. Ich kann nicht die zuffassung vertreten,dab 
man Umzüge verbietet, Wir werden die Angelegenheit 
so benutzen, um der RKegierungskommission unsere 
Meinung so zu ser wie es notwendig ist,Es kann 
nicht ängehen,daß man sagt,wenn bestimmte Zeiten 
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da sind. Es werden keine Umzüge gestattet,und daß 
das Verbot so spät komat,daß au dee witglieder 
der Urganisation nicht mehr in 

Das REICHE ENDET hatte gar keine Möglichkeit mehr, 
seinen Leuten das Verbot des Aufmarsches noch mit- 
zuteilen. Dann kommen die Landjäger auf den Land- 
BuErELäE um machen Exzesse und man kann verste- 
hen,daß sich da eine Erregung bemerkbar macht. Al- 
so das ist nicht richtig, „an muß den Leuten die 
Freiheit lassen. Die Leute werden selber die Ver- 


nntnis setzen kann. 


antwortung übernehmen, für das,was sie zu tun haben. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter keinhard! 
Jbe. Heighard (KP): Wir sind nicht gegen die Anfrage des 


bgeordneten Hussong,aber wir machen darauf Auf- 
merksam,daß wir seinerzeit bei der Frage der Be- 
steuerung eine heihe Anträge gestellt. haben. Wir 
sind der Auffassung,daß der notleidenden Landwirt- 
schaft geholfen werden muß und zwar aus denselben 
Mitteln,mit denen anderen Kreisen geholfen wird. 


Vorsitzender; Danif sind wir am Ende Any BSR, 6 Mine) 
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